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Vorwort

In einer Zeit, da Flucht und Wanderungsbewegungen den europäischen 
Integrationsprozess vor eine große Bewährungsprobe stellen, stehen vor 
allem die Städte in den besonders betroffenen Mitgliedstaaten vor außer-
gewöhnlichen Herausforderungen. 

Städte sind Orte der Integration und Identifikation, das galt schon lange vor 
dem wachsenden Flüchtlingszuzug. Wo, wenn nicht in den Städten, kann 
der innere Zusammenhalt Europas gefördert werden?

Etwa siebzig Prozent der durch europäisches Recht gesetzten Vorgaben 
betreffen die Kommunen. Europapolitik ist inzwischen in vielen Bereichen 
Kommunalpolitik. Städte schaffen Bürgernähe auch für europäische Themen.  
Die Kommunen wollen daher an der Gestaltung Europas mitwirken und so 
ihrer Verantwortung zum Gelingen des europäischen Integrationsprozesses 
gerecht werden. 

Der Deutsche Städtetag begrüßt deshalb die Initiative der Europäischen 
Kommission, den Städten in der Europäischen Union größere Aufmerksam-
keit zu widmen. Die Vielfältigkeit der Beziehungen zeigt, dass die meisten 
politischen Zielsetzungen der Europäischen Union nicht ohne die Kommunen 
verwirklicht werden können. Die Kommunen müssen daher als vollwertige 
Partner in der Europäischen Union anerkannt werden. Nur partnerschaftlich 
kann Europa verwirklicht werden.

Das Projekt einer urbanen Agenda der Europäischen Union ist ein wichtiger 
Schritt zu einer echten Partnerschaft mit den Kommunen. Dieses Vorha-
ben möchten wir mit der hier vorgelegten urbanen Agenda des Deutschen 
Städtetages für die Europäische Union unterstützen.

Dr. Eva Lohse
Präsidentin des Deutschen Städtetages 
Oberbürgermeisterin der Stadt Ludwigshafen

Helmut Dedy
Ständiger Stellvertreter des Hauptgeschäfts-
führers des Deutschen Städtetages
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Im Deutschen Städtetag (DST) sind die 202 größten Städte Deutschlands 
zusammengeschlossen. Wir fühlen uns daher bei der Debatte um die  
urbane Agenda der EU in besonderer Weise angesprochen. Wir wollen am 
Entstehen einer solchen Agenda mitwirken und unsere Erfahrungen und 
Sichtweisen einbringen. Wir sehen in der Erarbeitung einer urbanen Agenda 
der EU eine Chance, die europäische Politik stärker auf die Bedürfnisse der 
Städte auszurichten und sie damit bürgernäher zu gestalten. Wir versprechen 
uns von einer europäischen urbanen Agenda zudem, dass der Vielfalt der 
kommunalen Strukturen und Kompetenzen und der Selbstverwaltungskultur 
ILZZLY�9LJOU\UN�NL[YHNLU�\UK�KHTP[�H\JO�KLU�7ÅPJO[LU�KLZ�,<�=LY[YHNLZ�
nach Achtung der kommunalen Selbstverwaltung und der strikten Anwen-
dung des Subsidiaritätsprinzips besser entsprochen wird.

Die hiermit vorgelegte urbane Agenda des Deutschen Städtetages für die 
Europäische Union benennt diejenigen Politikbereiche der EU, die einen 
kommunalen Bezug haben, beschreibt die Rolle der Kommunen zur Errei-
chung der EU-Politikziele und zeigt schließlich auf, welche Voraussetzungen 
(Rahmenbedingungen) von Seiten der EU gegeben sein müssen, damit die 
Kommunen ihren Beitrag leisten können. 

Das Leitbild der europäischen Stadt ist aktueller denn je. Die Stadt als Ort 
urbaner Lebensweise, als Ort der Kommunikation, als Ort der Integration 
\UK�7HY[PaPWH[PVU��HSZ�X\HSP[p[Z]VSSLY��ɈLU[SPJOLY�9H\T�PZ[�KPL�)HZPZ�LPULY�
gedeihlichen Entwicklung der Europäischen Union. Die Europäische Union, 
die Mitgliedstaaten der EU und die Kommunen selbst sind aufgefordert 
daran mitzuwirken, dass die Städte für die Menschen attraktiv bleiben und 
Orte sind, in denen sie leben wollen und leben können. 

Eine urbane Agenda des Deutschen Städtetages 

für Europa

Einleitung

Die Europäische Kommission hat am 17. und 18. Februar 2014 in einer 
Veranstaltung unter dem Titel „Cities of Tomorrow: Investing in Europe“ eine 
Debatte zur Gestaltung einer urbanen Agenda der EU eingeleitet. Im Vorwort 
zum Veranstaltungsprogramm begründete der damalige EU-Kommissar 
Johannes Hahn das Nachdenken über eine städtische Agenda der EU wie 
folgt: „Städte sind der Ort, wo die Wirtschaft wächst, wo Arbeitsplätze ge-
ZJOHɈLU�^LYKLU��^V�^PY�KLU�2SPTH^HUKLS�HT�ILZ[LU�ILRpTWMLU�R�UULU��
^V�RUHWWL�9LZZV\YJLU�LɉaPLU[LY�NLU\[a[�^LYKLU�R�UULU��:[pK[L�ZPUK�
der Ort, wo die Chancen für eine nachhaltige Zukunft liegen. Ohne Städte 
werden wir unsere ambitionierten Europa-2020-Ziele nicht erreichen. Die EU 
muss auf die Städte bauen und wir müssen sicherstellen, dass die Städte 
auf uns bauen können.“ 

Der Deutsche Städtetag begrüßt die Initiative, den Städten in der EU größere 
Aufmerksamkeit zu widmen. Sie wird damit der Realität in der Europäischen 
Union gerecht. Europa in der Gestalt der Europäischen Union ist ein Konti-
nent der Städte. 75 Prozent der Menschen leben in Städten, in den Städten 
werden 80 Prozent des europäischen Bruttosozialprodukts generiert. Etwa 
ZPLIaPN�7YVaLU[�KLY�K\YJO�L\YVWpPZJOLZ�9LJO[�NLZL[a[LU�=VYNHILU�IL[YLɈLU�
die Kommunen entweder direkt in ihren kommunalen Zuständigkeitsbereichen 
oder in ihrer Funktion als Umsetzungsinstanz von EU-Recht auf nationaler 
Ebene. Europapolitik ist inzwischen in vielen Bereichen Kommunalpolitik 
und Kommunalpolitik ist Europapolitik. Die Kommunen wollen daher an der 
Gestaltung Europas mitwirken und so ihrer Verantwortung zum Gelingen 
des europäischen Integrationsprozesses gerecht werden. Die Vielfältigkeit 
der Beziehungen zeigt, dass die Mehrzahl der politischen Zielsetzungen der 
Europäischen Union nicht ohne die Kommunen verwirklicht werden können. 
Die Kommunen müssen daher als vollwertige Partner in der Europäischen 
Union anerkannt werden. Nur partnerschaftlich kann Europa verwirklicht 
werden. Das Projekt einer urbanen Agenda der Europäischen Union ist ein 
wichtiger Schritt zu einer echten Partnerschaft mit den Kommunen.
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nerschaftliche Zusammenarbeit bei gleichzeitiger Anerkennung der Rolle, 
des Potentials und der Bedürfnisse der Kommunen bei der Zielerreichung. In 
dieser Hinsicht gilt die Aussage in der Initiativstellungname des Ausschusses 
der Regionen (AdR) vom Juni 2009: „Die Wahrung des Subsidiaritätsprinzips 
und die Multi-Level-Governance sind untrennbar miteinander verbunden: 
+PL�LPUL�IL[YPɈ[�KPL�)LM\NUPZZL�KLY�]LYZJOPLKLULU�A\Z[pUKPNRLP[ZILYLPJOL��
während bei der andern die Interaktion im Vordergrund steht.“ (80. Ple-
nartagung; CONST – IV-020). Und letztendlich ist Multi-Level-Governance 
auch ein Prozess, bei dem es darum geht, die Ziele der Kommunen in 
die Strategien der Europäischen Union miteinzubeziehen und Rücksicht 
auf besondere Gegebenheiten, die sich zum Beispiel aus dem Recht auf 
kommunale Selbstverwaltung ergeben, zu nehmen. Dies gebietet auch 
die im Vertrag über die Europäische Union verankerte Achtung der lokalen 
Selbstverwaltung durch die Union (Art. 4 Abs. 2 EUV).  

Die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der EU haben in einer 
Erklärung anlässlich des 50. Jahrestages der Unterzeichnung der Römi-
schen Verträge im Jahre 2007 folgendes Bekenntnis zu einem neuen Ansatz 
europäischen Regierens im Sinne eines Mehrebenen-Ansatzes abgegeben: 
„Viele Ziele können wir nicht einzeln, sondern nur gemeinsam erreichen. Die 
Europäische Union, die Mitgliedstaaten und ihre Regionen und Kommunen 
teilen sich die Aufgaben.“ Die urbane Agenda der Europäischen Union sollte 
die Chance ergreifen, damit Ernst zu machen. 

Multi-Level-Governance – eine neue Partnerschaft 

zwischen der Europäischen Union und den Kommunen

Die Europäische Integration kann nur dann gelingen, wenn die Europäische 
Union als Bürgerprojekt verstanden wird. Konsequenterweise beschwört 
KHOLY�KPL�7YpHTILS�KLZ�=LY[YHNZ��ILY�KPL�,\YVWpPZJOL�<UPVU�KPL�É:JOHɈ\UN�
einer immer engeren Union der Völker Europas, in der die Entscheidungen 
LU[ZWYLJOLUK�KLT�:\IZPKPHYP[p[ZWYPUaPW�T�NSPJOZ[�I�YNLYUHO�NL[YVɈLU�
werden […]“. Die Kommunen stellen diejenige staatliche Ebene dar, die den 
Bürgern am nächsten ist. Sie sind in besonderer Weise geeignet, Europa 
in die Bürgerschaft hinein zu vermitteln und die an Europa gerichteten 
Anliegen der Bürger und Bürgerinnen in die Europapolitik einzubringen. 
Darüber hinaus sind die Kommunen in vielen Bereichen für die Umsetzung 
von EU-Recht zuständig und im Rahmen ihrer Zuständigkeiten (kommu-
nale Selbstverwaltung) wichtige Akteure, um die politischen Ziele der EU 
zu erreichen. 

Die Organe der Europäische Union sind durch den Vertrag von Lissabon 
a\T�ÉVɈLULU��[YHUZWHYLU[LU�\UK�YLNLSTp�PNLU�+PHSVN�TP[�KLU�YLWYpZLU-
[H[P]LU�=LYIpUKLU�\UK�KLY�AP]PSNLZLSSZJOHM[¸��(Y[PRLS����,<=��]LYWÅPJO[L[��
Um das Potential der Kommunen für eine bürgernahe Union umfänglich 
nutzen zu können, muss das Verhältnis zwischen der EU und den Kommu-
nen über bloße Beteiligung und Anhörung hinausgehen. Die Kommunen 
müssen Partner in einem europäischen Mehrebenen-Ansatz (Multi-Level-
Governance) sein. 

Das Konzept von Multi-Level-Governance geht über den Dialogansatz 
hinaus. Multi-Level-Governance baut auf der Erkenntnis auf, dass die 
EU einen partnerschaftlichen, koordinierten Ansatz braucht, um ihre volle 
Wirksamkeit entfalten zu können. Wenn die EU in diesem Sinne ein Meh-
rebenenprojekt ist, braucht sie auch ein Zusammenspiel mehrerer Ebenen, 
das heißt einen Mehrebenenansatz für gemeinsames Regieren in der EU. 
Multi-Level-Governance bedeutet Partnerschaft bei der Gestaltung und 
Umsetzung der Politiken der EU. Es ist ein strukturgebendes Prinzip für alle 
Maßnahmen der EU mit Auswirkungen auf die kommunale Ebene. Multi-
Level-Governance konzentriert sich auf die gemeinsame Zielerreichung, 
ohne dabei den Grundsatz der Subsidiarität aufzugeben. Es geht um part-
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Kommunen das Recht, „alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im 
Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln.“ Somit fällt auch 
das Recht, die Art und Weise der lokalen Daseinsvorsorge zu gestalten, in 
die Organisationshoheit der Kommunen.

Diese Vorgabe gilt auch im Verhältnis zur Europäischen Union, da mit dem 
Vertrag von Lissabon der Schutz der kommunalen Selbstverwaltung als 
Bestandteil der nationalen Identität der Mitgliedstaaten in den EU-Vertrag 
aufgenommen wurde. Ergänzend hierzu konkretisieren Artikel 14 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und das dem Vertrag 
beigefügte Protokoll Nr. 26 die Bedeutung der Dienste von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse für den sozialen und territorialen Zusammenhalt 
und betonen den „weiten Ermessensspielraum der nationalen, regionalen 
und lokalen Behörden“ bei der Erbringung dieser Leistungen.

;YV[a�KPLZLY�HSSNLTLPULU�9HOTLUILKPUN\UNLU�ILP�KLY�,YIYPUN\UN��ɈLU[SPJOLY�
Dienstleistungen ist die Erbringung von Dienstleistungen der Kommunen 
innerhalb der Europäischen Union vielfältigen Regelungen unterworfen. 
Dabei spielen die Überwachung staatlicher Beihilfen durch das EU-Wett-
bewerbsrecht sowie das Vergaberecht für die Kommunen eine besondere 
9VSSL��KH�KPLZL�9LN\SPLY\UNLU�KPL�,YIYPUN\UN��ɈLU[SPJOLY�+PLUZ[SLPZ[\UNLU�
nachdrücklich determinieren. Die Vorgaben sollen dazu dienen, den euro-
päischen Binnenmarkt zu garantieren. Die Leitlinie der europäischen Politik 
ist jedoch stets der Wettbewerbsgedanke. Die Bekräftigung der wichtigen 
Rolle und des weiten Ermessensspielraums der nationalen, regionalen 
und lokalen Behörden sowie das Subsidiaritätsprinzip und die kommunale 
Selbstverwaltung durch den Vertrag von Lissabon schützen die Kommunen 
nicht vor der meist einseitig auf Wettbewerb ausgerichteten Politik der EU. 
.LTLPU^VOS]LYWÅPJO[\UNLU�¶�^PL�ZPL�KPL�:[pK[L�ILP�POYLU�+PLUZ[SLPZ[\UNLU�PT�
Rahmen der Daseinsvorsorge zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger erfüllen 
– spielen dabei nur eine untergeordnete Rolle. Kommunale Daseinsvorsorge 
und das europäische Wettbewerbsrecht schließen sich nicht aus. Dafür ist 
jedoch eine EU-Wettbewerbspolitik erforderlich, die die Gemeinwohlinte-
ressen für eine verlässliche und leistungsfähige Daseinsvorsorge besser 
mit den wirtschaftlichen Interessen in einem einheitlichen Binnenmarkt in 
Einklang bringt. Die bestehenden vielfältigen Strukturen und Einrichtungen 
der Daseinsvorsorge sind Garanten der Versorgungssicherheit und sichern 
ein menschenwürdiges Leben. Sie gehören damit zum Kern einer modernen, 
leistungsfähigen und demokratischen Europäischen Union. 

Ein Binnenmarkt für Europa und seine Bürgerinnen 

und Bürger: Städte im Dienste einer wettbewerbs-

fähigen und sozialen Marktwirtschaft

Ein zentrales Ziel der Europäischen Union ist die Vollendung eines europäi-
schen Binnenmarktes. Dieses Ziel steht aber nicht für sich alleine, sondern 
ist eingebunden in eine Reihe weiterer Zielsetzungen wie etwa die Aus-
richtung auf eine soziale Marktwirtschaft und eine Union, die den sozialen 
Zusammenhalt und die nachhaltige Entwicklung fördert (Artikel 3 EUV).

Daseinsvorsorge

Die Kommunale Daseinsvorsorge nimmt in einem Binnenmarkt auf der 
Basis einer sozialen Marktwirtschaft und in einem Europa des sozialen 
Zusammenhalts und des ökologischen Wachstums eine zentrale Rolle ein. 
Die Erbringung zahlreicher Aufgaben der Daseinsvorsorge durch kommu-
UHSL�\UK��ɈLU[SPJOL�,PUYPJO[\UNLU�OH[�PU�\UZLYLY�.LZLSSZJOHM[�LPUL�SHUNL�
Tradition. Die Kommunen betätigen sich wirtschaftlich, nicht um in den 
>L[[IL^LYI�a\�[YL[LU��ZVUKLYU�\T��ɈLU[SPJOL�(\MNHILU�a\�LYM�SSLU��+PL�
Bandbreite kommunaler Daseinsvorsorge reicht von der Versorgung mit 
Wasser, Energie und Infrastruktur sowie der Entsorgung von Abfall und 
(I^HZZLY��ILY�KLU��ɈLU[SPJOLU�7LYZVULU]LYRLOY�IPZ�OPU�a\�KLU�)LYLPJOLU�
Bildung, Wohnen, Stadtentwicklung, Sicherheit und Krankenhäuser. Dazu 
gehören auch soziale Einrichtungen, Sport- und Veranstaltungsstätten, 
Wohnungsunternehmen sowie kulturelle Einrichtungen. Die Kommunen 
[YHNLU�LILUZV�PT�NLZHT[LU�)LYLPJO�KLY��ɈLU[SPJOLU�:PJOLYOLP[��HSZV�ILPT�
Brand- und Katastrophenschutz sowie beim Rettungsdienst Verantwortung. 
Die Kommunen haben im Rahmen der Daseinsvorsorge die Aufgabe, für 
POYL�)�YNLYPUULU�\UK�)�YNLY�LɉaPLU[�\UK�RVZ[LUN�UZ[PN�LPU�NSLPJO^LY[PNLZ��
KPZRYPTPUPLY\UNZMYLPLZ��]LYSpZZSPJOLZ�\UK�ÅpJOLUKLJRLUKLZ�(UNLIV[�UV[-
wendiger Dienstleistungen hoher Qualität zu gewährleisten. Dabei spielen 
auch der Erhalt einer intakten Umwelt, die Ressourcenschonung und der 
Klimaschutz eine Rolle. 

+PL�(\ɈHZZ\UN��KHZZ�KPL�2VTT\UL�M�Y�ILZ[PTT[L�3LPZ[\UNLU�\UK�.�[LY�
=LYHU[^VY[\UN�[YpN[��ÄUKL[�ZPJO�HSZ�.HYHU[PL�KLY�RVTT\UHSLU�:LSIZ[]LY-
waltung in Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes und gewährleistet den 
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Die EU muss insbesondere auch die traditionell seitens der Länder und 
vor allem der Kommunen geleistete Kulturförderung in Form der Unterhal-
tung von eigenen Einrichtungen (Theater, Museen, Bibliotheken etc.), von 
Förderungen des zivilgesellschaftlichen und ehrenamtlichen Engagements 
und der Durchführung von eigenen Veranstaltungen usw. aus Handels-
abkommen ausnehmen. Auch die Besonderheiten der in Deutschland 
erbrachten Sozial- und Gesundheitsleistungen, beispielsweise durch die 
MYLPL�>VOSMHOY[ZWÅLNL��T�ZZLU�]VU�=LYLPUIHY\UNLU�PU�-YLPOHUKLSZHIRVT-
men geschützt werden.

Darüber hinaus muss es eine weitgehende Transparenz bei den Verhand-
lungen und eine kommunale Beteiligung bei den Verhandlungen auf der 
EU-Ebene geben, ähnlich der kommunalen Beteiligung über den TTIP-Beirat 
des Bundeswirtschaftsministeriums auf nationaler Ebene. Abgelehnt werden 
auch bisher übliche Investitionsschutzklauseln sowie privat-wirtschaftlich 
geregelte Schiedsgerichte. 

Umsatzbesteuerung der interkommunalen Zusammenarbeit

In der kommunalen Praxis können erhebliche Einsparpotenziale und Leis-
tungsverbesserungen erzielt werden, wenn die Städte, Gemeinden und 
2YLPZL�ILP�KLY�>HOYULOT\UN�POYLY��ɈLU[SPJOLU�(\MNHILU�TP[�HUKLYLU�
2VTT\ULU�a\ZHTTLUHYILP[LU��+HILP�^LPZLU�YLPU��ɈLU[SPJO�H\ZNLZ[HS[L[L�
Kooperationen gegenüber einer Zusammenarbeit mit privatwirtschaftlichen 
<U[LYULOTLU�KLU�=VY[LPS�H\M��KHZZ�KHZ��ɈLU[SPJOL�=LY^HS[\UNZOHUKLSU�PU�
sensiblen Infrastruktur- und Dienstleistungsbereichen unter vollständiger 
�ɈLU[SPJOLY�2VU[YVSSL�]LYISLPI[��

+PL�.LZ[HS[\UNZT�NSPJORLP[LU�M�Y��ɈLU[SPJO��ɈLU[SPJOL�2VVWLYH[PVULU�^LY-
den zunehmend durch das europäische Vergabe- und Mehrwertsteuerrecht 
bestimmt. Im EU-Vergaberecht sind im Jahr 2014 mit der Neufassung der 
EU-Vergaberichtlinie erste Regelungen zur Absicherung der interkommu-
UHSLU�2VVWLYH[PVUZT�NSPJORLP[LU�NL[YVɈLU�^VYKLU��:V�UPTT[�(Y[PRLS����
der EU-Vergaberichtlinie im Sinne einer klarstellenden Regelung typische 
�ɈLU[SPJO��ɈLU[SPJOL�2VVWLYH[PVUZMVYTLU�]VT�(U^LUK\UNZILYLPJO�KLY�
Richtlinie aus. Die Kommunen können damit im Rahmen der Richtlinienvor-
NHILU�ZLSIZ[�LU[ZJOLPKLU��VI�ZPL�ILP�KLY�>HOYULOT\UN�POYLY��ɈLU[SPJOLU�
Aufgaben ausschließlich auf eigene Personal- und Sachmittel zurückgreifen 
oder sich der Unterstützung anderer Kommunen bedienen, ohne gleichzeitig 

Schutz der Daseinsvorsorge in Freihandelsabkommen

Die kommunale Daseinsvorsorge als ein wichtiges Element einer EU mit 
wettbewerbsfähiger Marktwirtschaft, die den wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt fördert, gilt es nicht nur in der EU zu sichern, 
sondern vor dem Hintergrund der Globalisierung auch in den diversen 
-YLPOHUKLSZHIRVTTLU�KLY�,<�.LS[\UN�a\�]LYZJOHɈLU��

Die Europäische Union und die USA haben im Februar 2013 Verhandlun-
gen über eine transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft 
(Transatlantic Trade and Investment Partnership – TTIP) aufgenommen. 
Zugleich wurden Verhandlungen über den Abbau von Handelshemmnissen 
PT��ɈLU[SPJOLU�+PLUZ[SLPZ[\UNZZLR[VY��;P:(�¶�;YHKL�PU�:LY]PJLZ�(NYLLTLU[��
zwischen den USA, der EU und 20 weiteren Mitgliedern der Welthandels-
organisation (WTO) begonnen und Ende 2014 der ausverhandelte Text des 
Handelsabkommens zwischen der EU und Kanada (CETA – Comprehensive 
,JVUVTPJ�HUK�;YHKL�(NYLLTLU[��]LY�ɈLU[SPJO[��

Die Städte unterstützen die mit den Abkommen verfolgten Ziele, durch den 
Abbau von Handelshemmnissen und die Verbesserung der Investitionsbe-
KPUN\UNLU�KPL�:JOHɈ\UN�]VU�(YILP[ZWSp[aLU�a\�ILM�YKLYU��-YLPOHUKLSZHI-
kommen bergen jedoch auch erhebliche Risiken für Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge, die durch die Kommunen und ihre Unternehmen verant-
wortet und erbracht werden. Beeinträchtigungen dieser, für die Bürgerinnen 
und Bürger wichtigen Dienstleistungen durch Freihandelsabkommen müssen 
ausgeschlossen werden.

Vor dem Hintergrund der fortschreitenden Verhandlungen zu TTIP und der 
weiteren, derzeit verhandelten Freihandelsabkommen TiSA und CETA, 
haben die kommunalen Spitzenverbände und der VKU im Oktober 2014 
ein gemeinsames Positionspapier1 vorgelegt. Die Verbände sprechen sich 
in dem Positionspapier nachdrücklich für einen umfassenden Schutz der 
Daseinsvorsorge, wie zum Beispiel die Wasserversorgung und Abwasser-
LU[ZVYN\UN��KLY�kɈLU[SPJOL�7LYZVULUUHO]LYRLOY�VKLY�2YHURLUOp\ZLY�� 
H\Z� \UK� SLOULU� H\JO�4HYR[a\NHUNZ]LYWÅPJO[\UNLU� HI�� +PL� KLYaLP[� 
garantierte umfassende Organisationsfreiheit der Kommunen darf nicht  
durch rein am Wettbewerbsgedanken ausgerichtete Verfahren ersetzt werden.

�� �+HZ�PT�6R[VILY������]LY�ɈLU[SPJO[L�NLTLPUZHTL�7VZP[PVUZWHWPLY�a\�PU[LYUH[PVUHSLU�/HUKLSZHI-
kommen kann abgerufen werden unter Fachinformationen, Wirtschaft auf www.staedtetag.de.

http://www.staedtetag.de/fachinformationen/wirtschaft/071026/index.html
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Nachhaltige und integrierte Stadtentwicklung in 

Europa: Wachstum und Schrumpfung organisieren, 

Potentiale heben, sozialen Zusammenhalt sichern 

und eine lebenswerte Umwelt erhalten

Die Städte als Motor der europäischen Entwicklung stehen vor großen 
Herausforderungen mit Blick auf die Globalisierung, den strukturellen, 
KLTVNYHÄZJOLU��ZVaPHSLU�\UK�RSPTH[PZJOLU�>HUKLS��/PUa\�RVTTLU�SVRHSL�
Problemfelder wie Wohnungsleerstand oder Wohnungsmangel, die nicht 
nach einheitlichen Standards abgearbeitet werden können und die einer 
individuellen Lösung bedürfen. Ein Auseinanderdriften sowohl der wirt-
schaftlichen als auch der sozialen Entwicklung ist nicht nur zwischen den 
Städten in den unterschiedlichen Mitgliedsländern, sondern auch innerhalb 
Deutschlands zu konstatieren. Auf europäischer Ebene ist ein wachsendes 
Ungleichgewicht festzustellen, das es Städten in Krisenländern zusätzlich 
LYZJO^LY[��ULILU�MYLP^PSSPNLU�(\MNHILU��ILYOH\W[�POYLU�7ÅPJO[H\MNHILU�
UHJOa\RVTTLU��+PLZL�+PZRYLWHUa�KYVO[�ZPJO�HUNLZPJO[Z�RUHWWLY��ɈLU[�
licher Kassen in vielen Mitgliedsländern weiter zu verschärfen.

Leipzig Charta

Die Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt anerkennt die 
gewachsenen europäischen Städte als „ein wertvolles europäisches Wirt-
schafts-, Sozial- und Kulturgut“, das es zu schützen, zu stärken und weiter-
zuentwickeln gilt. Sie benennt die nach wie vor richtigen Handlungsbereiche, 
wie wirtschaftliche Prosperität, sozialen Ausgleich, gesunde Umwelt sowie 
die kulturellen und baulichen Qualitäten und sollte daher auch zukünftig als 
Leitbild für die Städte in Europa dienen. 

Der Appell der Leipzig Charta zu mehr ganzheitlichen Strategien und ab-
gestimmtem Handeln „aller am Prozess der Stadtentwicklung beteiligten 
Personen und Institutionen“ sowie zu einer besseren Koordinierung der 
sektoralen Politikfelder und einem neuen Verantwortungsbewusstsein für 
eine integrierte Stadtentwicklungspolitik deckt sich mit den Absichten der 
,<�2VTTPZZPVU�a\Y�:JOHɈ\UN�LPULY�\YIHULU�(NLUKH��

„Auf die Dauer können die Städte ihre Funktion als Träger gesellschaftlichen 
Fortschritts und wirtschaftlichen Wachstums […] nur wahrnehmen, wenn 

WYP]H[LU�(R[L\YLU�LPULU�¶�]VU�]PLSLU�)�YNLYU�\ULY^�UZJO[LU�¶�,PUÅ\ZZ�H\M�
KHZ��ɈLU[SPJOL�=LY^HS[\UNZOHUKLSU�LY�ɈULU�a\�T�ZZLU��

Im EU-Umsatzsteuerrecht fehlt es jedoch noch an einer vergleichbaren 
Klarstellung, die interkommunale Kooperationen auch von der Umsatz-
Z[L\LYWÅPJO[�H\ZUPTT[��+PL�>PY[ZJOHM[SPJORLP[�KLY�PU[LYRVTT\UHSLU�A\-
sammenarbeit gegenüber einer Eigenerbringung ist aber regelmäßig nur 
KHUU�NLNLILU��^LUU�KPL�,ɉaPLUaNL^PUUL�H\Z�LPULY�A\ZHTTLUHYILP[�UPJO[�
durch zusätzliche Umsatzsteuerbelastungen aufgezehrt oder sogar über-
[YVɈLU�^LYKLU��,PUL�<TZH[aILZ[L\LY\UN�M�OY[�KHTP[�YLNLSTp�PN�a\�LPULT�
faktischen Kooperationsverbot für die Kommunen und damit im Ergebnis 
H\JO�a\�LPULT�VYKU\UNZWVSP[PZJO�UPJO[�OPUULOTIHYLU�,PUNYPɈ�PU�KHZ�9LJO[�
H\M�RVTT\UHSL�:LSIZ[]LY^HS[\UN��+HOLY�T�ZZLU�KPL�YLPU��ɈLU[SPJO�H\Z-
gestalteten Kooperationen der Städte, Gemeinden und Kreise nicht nur 
vergaberechtlich, sondern auch umsatzsteuerlich als interne und somit 
UPJO[�THYR[ILaVNLUL�)LZJOHɈ\UNZ]VYNpUNL�KLY��ɈLU[SPJOLU�=LY^HS[\UN�
eingeordnet und behandelt werden.
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sozialen Entwicklung sein. Das können sie nur, wenn ihre Potentiale auch 
durch die räumliche Planung gestärkt werden. Die Steuerungsmöglichkeiten 
in der Planung sind in langjähriger Praxis positiv erprobt. Sie sind verhält-
nismäßig, notwendig sowie konkret und rechtssicher anwendbar. Auch die 
-�YKLY\UN��ɈLU[SPJO�¶�WYP]H[LY�A\ZHTTLUHYILP[�ZV^PL�I�YNLYZJOHM[SPJOLU�
Engagements spielt bei der Umsetzung stadtplanerischer Maßnahmen 
oftmals eine große Rolle.4

Die Städte sehen sich in der Verantwortung, räumliche, soziale, kulturelle 
und wirtschaftliche Chancen und Risiken frühzeitig zu erkennen und eine 
Chancengerechtigkeit für unterschiedliche soziale Gruppen und Gene-
rationen sowie für Frauen und Männer herbeizuführen. Der Versuch, das 
technologische Instrumentarium digitaler Steuerung und Vernetzung unter 
dem Label „Smart City“ zu einem neuen urbanistischen Leitbild zu verklären, 
T\ZZ�H\Z�KLY�7LYZWLR[P]L�LPULY�KLT�.LTLPU^VOS�]LYWÅPJO[L[LU�PU[LNYPLY-
ten Stadtentwicklungspolitik kritisch betrachtet werden. Der Beitrag neuer 
Technologien zur Gemeinwohlorientierung der Stadtentwicklungsplanung 
und zur teilräumlichen beziehungsweise sozialen Chancengerechtigkeit ist 
daher genauer zu untersuchen und in das Leitbild der nachhaltigen euro-
päischen Stadt einzuordnen.

Die Ziele einer integrierten Stadtentwicklung können nur mittels einer hand-
lungsfähigen und verantwortlichen Politik, welche die sektorale Trennung der 
unterschiedlichsten Aufgabenfelder überwunden hat und integrativ agiert, 
erreicht werden. Die Städte setzen eine raum- und ressortübergreifende Pla-
nung mit Hilfe integrierter Stadtentwicklungskonzepte bereits um. Zahlreiche 
dieser integrierten Stadtentwicklungskonzepte, Bürgerbeteiligungsverfahren 
und Anpassungen der Organisationsstrukturen belegen dies. 

Die Strukturpolitik hat große Bedeutung für die Entwicklung der unterentwi-
JRLS[LU�\UK�VKLY�PT�:[Y\R[\Y^HUKLS�ILÄUKSPJOLU�9LNPVULU�PU�,\YVWH��+PL�
Städte begrüßen deshalb die Absicht der EU, das Partnerschaftsprinzip und 
die städtische Dimension stärker in den Fokus zu stellen. Die Kommunen 
können sich damit, sofern dies in den jeweiligen Mitgliedsländern auch 
umgesetzt wird, als starke Partner besser als bisher in die Umsetzung 
der Programme einbringen, was auch einer Forderung der kommunalen  

4  Ein im April 2013 angenommene Arbeitspapier „Beteiligungskultur in der integrierten Stadtent-
wicklung“ des Deutschen Städtetages ist auf Deutsch und Englisch erhältlich und kann abgerufen 
werden unter Fachinformationen, Stadtentwicklung auf www.staedtetag.de. 

es ihnen gelingt, die soziale Balance innerhalb und zwischen den Städten 
aufrecht zu erhalten, ihre kulturelle Vielfalt zu ermöglichen und eine hohe 
NLZ[HS[LYPZJOL��IH\SPJOL�\UK�<T^LS[X\HSP[p[�a\�ZJOHɈLU¸�¶�TP[�KPLZLT�
Satz knüpft die Leipzig Charta, die sich damals noch auf die Aufgaben 
der Lissabon-Strategie bezog, nahtlos an die aktuelle Programmatik der 
Agenda 2020 an. 

(\MNY\UK�KLY�a^PZJOLUaLP[SPJO�NLpUKLY[LU��RVUVTPZJOLU��KLTVNYHÄZJOLU�
und teilweise auch der migratorischen Rahmenbedingungen in Europa be-
darf es allerdings einer Anpassung der Maßnahmen, um die formulierten 
Zielsetzungen erreichen zu können. Anhand aktueller Themenstellungen 
wie der Jugendarbeitslosigkeit und der Armutszuwanderung kann sowohl 
das Problem der kleinräumigen Segregation als auch das der höchst un-
terschiedlichen Entwicklung innerhalb Europas aufgezeigt werden. 

Integrierte Stadtentwicklungsplanung, integrierter Handlungs-

ansatz in der EU

Aufgrund der dargestellten Herausforderungen und der kleinräumig sehr 
unterschiedlichen Ausgangslagen vor Ort sind integrierte nachhaltige Stadt-
entwicklungskonzepte, welche unter sozialen, ökonomischen und ökolo-
gischen Gesichtspunkten die Lebensqualität für künftige Generationen 
absichern, notwendig. Bei der Umsetzung integrierter Konzepte ist daher die 
Herstellung eines Gleichgewichts zwischen den verschiedenen Dimensionen 
nachhaltiger Stadtentwicklung erforderlich. Integrierte Stadtentwicklungs-
konzepte haben in diesem Zusammenhang einen hohen Stellenwert, da sie 
räumlich und Ebenen übergreifend angelegt sind, thematisch eine große 
Bandbreite abdecken, verschiedene Finanzierungs- und Förderinstrumente 
berücksichtigen sowie unterschiedliche Interessengruppen einbinden.2 Die 
integrierte Stadtentwicklungsplanung als informelles Instrument stellt eine 
Schnittstelle unterschiedlicher Themenbereiche dar und koordiniert zwischen 
räumlichen Ebenen, aber auch zwischen Fachplanungen.3 Städte sollen 
Kristallisationspunkte und Motoren der wirtschaftlichen, kulturellen und  

2  Das im April 2013 verabschiedete Positionspapier „Integrierte Stadtentwicklungsplanung –  
Strategien und Instrumente nachhaltiger Stadtentwicklung“ des Deutschen Städtetages ist auf 
Deutsch und Englisch verfügbar und kann abgerufen werden unter Fachinformationen,  
Stadtentwicklung auf www.staedtetag.de.

3  siehe hierzu Positionspapier „Planungs- und Baukultur in der integrierten Stadtentwicklung“  
des Deutschen Städtetages vom Dezember 2014, abrufbar unter Fachinformationen, Stadt- 
entwicklung auf www.staedtetag.de.

http://www.staedtetag.de/fachinformationen/stadtentwicklung/065244/index.html
http://www.staedtetag.de/fachinformationen/stadtentwicklung/072078/index.html
http://www.staedtetag.de/fachinformationen/stadtentwicklung/065242/index.html
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Klimawandel

,PU�NYV�LY�;LPS�KLZ�;YLPIOH\ZLɈLR[LZ�\UK�KLZ�KHTP[�]LYI\UKLULU�2SPTH-
wandels wird in den städtischen Ballungsräumen verursacht. Deshalb wird 
auch von den Städten erwartet, nachhaltige urbane Zukunftsmodelle mit 
dem Ziel einer Verringerung der klimarelevanten Spurengase zu entwickeln. 
Die deutschen Städte arbeiten seit Jahren intensiv an Maßnahmen zur 
Verbesserung des Klimaschutzes (Mitigation) und zur Anpassung an den 
Klimawandel (Adaption). Neben der Energieeinsparung und dem Einsatz 
erneuerbarer Energien stehen hierbei sowohl energetische Gebäudesanierung 
als auch die Förderung umweltfreundlicher Verkehrsträger im Vordergrund. 
Die diesbezüglichen Positionspapiere des Deutschen Städtetages belegen 
dies nachdrücklich.5 Ziel der kommunalen Bemühungen muss es sein, die 
Folgen der Klimaänderung zu minimieren. 

Die Klimapolitik muss in den nächsten Jahren auch im Mittelpunkt der euro-
päischen Bemühungen um eine Verbesserung des Umweltschutzes stehen. 
Hierbei geht es um die strikte Kontrolle der bereits beschlossenen europäi-
schen Emissionsreduktionsziele bis zum Jahre 2020, eine Reform des Emis-
sionshandelssystems in der EU, eine weitere Eindämmung der Emissionen 
aus dem Verkehr sowie eine weitere Reduktion der Treibhausgasemissionen 
in anderen Bereichen (zum Beispiel Energieverbrauchssenkungen für Wohn- 
und Geschäftsgebäude). Die Europäische Union sollte sich als Motor der 
L\YVWpPZJOLU�2SPTHWVSP[PR�]LYZ[LOLU�\UK�ÄUHUaPLSSL�(UYLPaZ`Z[LTL�PU�KLU�
Politikbereichen über die Strukturförderpolitik für die Periode von 2014 bis 
�����OPUH\Z�ZJOHɈLU�ZV^PL�KPL�-VYZJO\UNZHR[P]P[p[LU�LYO�OLU��0T�9HOTLU�
einer solchen Politik sollten auch die sozialen und wirtschaftlichen Aspekte 
sowie die Chancen einer verbesserten Klimaschutzpolitik betont werden. 
4HZZP]L�0U]LZ[P[PVULU�PU�\T^LS[MYL\UKSPJOL�;LJOUPRLU�\UK�,ULYNPLU�ZJOHɈLU�
– dies zeigen die europaweiten Erfahrungen – „nachhaltige“ Arbeitsplätze. In 
diesem Zusammenhang sollte die Europäische Union den Ausbau erneuer-
IHYLY�,ULYNPLU�\UK�KPL�:[LPNLY\UN�KLY�,ULYNPLLɉaPLUa�^LP[LY�\U[LYZ[�[aLU��
ohne dabei einheitliche und damit die nationalen Strategien einschränkende 
Vorgaben zu machen. Die europäische Binnenmarkt- und Wettbewerbspolitik 
muss auf die europäische Energiepolitik und den Dreiklang von Ökologie, 
Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit besser ausgerichtet werden.

5  „Anpassung an den Klimawandel – Empfehlungen und Maßnahmen der Städte“, Positionspapier 
des Deutschen Städtetages vom Juni 2012; „Klimaschutz und Energiepolitik aktiv gestalten“, 
Positionspapier des Deutschen Städtetages vom Juni 2014. Sie sind abrufbar unter Fachinfor-
mationen, Umwelt auf www.staedtetag.de.

Seite entspricht. Die Begrenzung auf einige wenige kommunalrelevante  
-�YKLYZJO^LYW\UR[L�PZ[�a\�ILNY��LU��\T�KLU�.PL�RHUULULɈLR[�a\�]LYOPUKLYU��
Allerdings dürfen diese nicht dazu führen, dass wichtige gesellschaftliche 
Herausforderungen von der Förderung außer Acht gelassen werden. Für die 
derzeitige Förderperiode ist zu begrüßen, dass die Förderschwerpunkte auf 
die aktuell kommunalen Probleme fokussiert und damit weniger auf kleine 
Teilbereiche geachtet wird. Insbesondere die Festsetzung der städtischen 
Dimension auf mindestens 5 Prozent zeigt, dass die EU die Probleme in 
den Städten erkannt hat. Allerdings wäre eine Erhöhung der Quote auf 
mindestens 10 Prozent sowie eine Stärkung des integrierten Stadtentwick-
lungsansatzes aus kommunaler Sicht wünschenswert. 

Normung

Eine Einengung des kommunalen Handlungsspielraums, der dem Ansatz einer 
integrierten Stadtentwicklung zuwider läuft und eine sektorale Betrachtung be-
fördert, wird durch die deutschen Städte grundsätzlich abgelehnt. Die derzeit 
sowohl international als auch europäisch laufenden Normungsbemühungen 
zur nachhaltigen Stadtentwicklung sowie zu diversen Smart City Ansätzen 
werden daher mit Sorge von den Städten wahrgenommen. Normung reicht 
OL\[L�PU�]PLSL�NLZLSSZJOHM[SPJO�\UK�WVSP[PZJO�RVKPÄaPLY[L�)LYLPJOL�OPULPU��:PL�
hat sich zudem stark internationalisiert, gestaltet sich umfassend und ist im 
-HSS�PU[LYUH[PVUHSLY�5VYTZL[a\UN�YLSL]HU[LY�,PUÅ\ZZUHOTL�KLY�UH[PVUHSLU�
Normenanwender (Bund, Länder, Kommunen, Industrie, Ingenieure, Archi-
tekten, Handwerk etc.) immer stärker entzogen. Dies gilt insbesondere für 
den Baubereich, in dem Standards, unter anderem durch bauaufsichtliche 
Einführung, als anerkannte Regeln der Technik beziehungsweise durch 
9LJO[ZWYLJO\UN�Op\ÄN�]LYIPUKSPJOL�>PYR\UN�M�Y�KLYLU�(U^LUKLY�LU[MHS[LU��
Ziel sollte es hingegen sein, praxisgerechte Normen zu entwickeln, die als 
anerkannte Regeln der Technik dienen sowie Rechtssicherheit bei nationalen 
Anforderungen an Bauprodukte und Bauausführungen in der Praxis bringen. 
Alternativ zur Normung können politisch-legitimierte Tools zur selbstbe-
stimmten Evaluierung der Städte, wie beispielsweise der RFSC (Reference 
Framework for European Sustainable Cities), einen Beitrag zur integrierten 
Stadtentwicklung leisten. Vor diesem Hintergrund ist sowohl eine kritische 
Auseinandersetzung mit bestehenden politischen Rahmensetzungen als 
auch mit den derzeit gegebenen Ablaufstrukturen von Normungsprozes-
sen angezeigt, die deutlich hersteller- und interessenbestimmt sind und 
(UMVYKLY\UNLU�HU�KPL�)L[LPSPN\UN�KLY�IL[YVɈLULU�2�YWLYZJOHM[LU�\UK�HU�
die Folgenprüfung kaum genügen.

http://www.staedtetag.de/fachinformationen/umwelt/059004/index.html
http://www.staedtetag.de/fachinformationen/umwelt/077009/index.html
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T\UHSL�(R[L\YL�a\��ɈULU��^PL�KPLZ�H\JO�PU�;LPSLU�ZJOVU�PU�KLY�HR[\LSSLU�
Kohäsionspolitik für die Periode 2014 bis 2020 angelegt ist.

+LY�(\ZIH\�LYUL\LYIHYLY�,ULYNPLU�\UK�KPL�:[LPNLY\UN�KLY�,ULYNPLLɉaPLUa�
sollten im Einklang mit den weiteren Zielen der Wirtschaftlichkeit, der Ver-
sorgungssicherheit und der Umweltverträglichkeit stehen. Das hohe Gut der 
Versorgungssicherheit muss zu angemessenen Preisen für die Bürgerinnen 
\UK�)�YNLY�ILYLP[NLZ[LSS[�^LYKLU��VOUL�KHILP�KPL��ɈLU[SPJOLU�=LYZVYN\UNZ-
strukturen sowie die Akteursvielfalt auf kommunaler Ebene zu untergraben. 
4P[�KLY�=LY�ɈLU[SPJO\UN�KLZ�É9HOTLUZ�M�Y�KPL�2SPTH��\UK�,ULYNPLWVSP[PR�
2020-2030“ gehen die Aktivitäten der EU in die richtige Richtung. Die Kom-
munen wollen die EU-Kommission in diesem Punkt unterstützen und wertvolle 
Hilfe bei der Umsetzung der energie- und klimapolitischen Ziele bieten. 

• Stromnetzausbau

Um die Ziele der Förderung des Klimaschutzes und der Erneuerbaren 
Energien zügig voran-zutreiben, bedarf es des beschleunigten Ausbaus 
der Übertragungs- und Verteilnetze. Der Ausbau von Stromnetzen muss 
die europäischen und nationalstaatlichen Ausbauziele im Bereich der er-
neuerbaren Energien berücksichtigen. 

+PL�:JOHɈ\UN�]VU�(RaLW[HUa�\UK�KPL�,PUIPUK\UN�KLY�)L]�SRLY\UN�ILP�PUMYH-
strukturellen Großvorhaben, wie dem Netzausbau, sind für die Durchführung 
und den Erfolg von Ausbauprojekten von außerordentlicher Bedeutung. 
Die Städte haben zahlreiche und umfassende Kompetenzen bei Bürgerbe-
[LPSPN\UNZ]LYMHOYLU��H\M�KPL�a\Y�JRNLNYPɈLU�^LYKLU�ZVSS[L��,PUL�,<�^LP[L�
Informationskampagne zum Dialog beim Netzausbau und zur Beteiligung 
der Bürger könnte einen Beitrag zur Akzeptanz des Netzausbaus leisten. 
)L[YVɈLUL�T�ZZLU�a\KLT��ILY�KPL�LYMVYKLYSPJOLU�4H�UHOTLU��T�NSPJOL�
Alternativen, Risiken und Folgen der Umsetzung großer Infrastrukturprojekte 
besser informiert werden. Die kommunalen Spitzenverbände Deutschlands 
und die vier Übertragungsnetzbetreiber haben im Januar 2015 ein gemein-
sames Positionspapier6�a\Y�LɈLR[P]LU�\UK�[YHUZWHYLU[LU�)�YNLYIL[LPSPN\UN�
]LY�ɈLU[SPJO[��KHZ�^PJO[PNL�0TW\SZL�M�Y�KPL�+PZR\ZZPVU�H\M�L\YVWpPZJOLY�
Ebene liefern kann. 

6  Das Positionspapier „Information und Dialog beim Netzausbau“ vom Januar 2015 kann  
abgerufen werden unter Fachinformationen, Energie auf www.staedtetag.de.

Weiterhin sollte sich die Europäische Union intensiv den erforderlichen 
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel widmen. Der Klimawandel 
führt zu großen Herausforderungen. Risiken für die Bewohner der Städte, 
die kommunale Infrastruktur oder das Stadtgrün werden durch starke Nie-
derschläge, Dürreperioden und Stürme weiter steigen. Dies erfordert zusätz-
liche Anpassungen beim Betrieb und beim Ausbau der Infrastruktur. Diese 
zusätzlichen Investitionen können durch die Städte allein nicht bewältigt 
werden. Deshalb muss die Europäische Union die Investitionen in den betrof-
MLULU�9LNPVULU�Z[pYRLY�ÄUHUaPLSS�\U[LYZ[�[aLU��(\JO�KPL�^PZZLUZJOHM[SPJOL�
Begleitforschung muss europaweit noch intensiviert werden. Neben dem 
Hochwasserschutz, der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung 
IL[YPɈ[�KPLZ�]VY�HSSLT�LPUL�LɉaPLU[L�\UK�*62-arme Energieversorgung und 
darüber hinaus beispielsweise auch die zielgruppenorientierte Gesund-
heitsvorsorge und den Katastrophenschutz. 

Kommunales Energiemanagement, erneuerbare Energien, 

Versorgungssicherheit

Zur Erhaltung einer lebenswerten Umwelt bedarf es in Europa in zunehmen-
dem Maße auch der Investitionen in erneuerbare Energien, einer deutlichen 
:[LPNLY\UN�KLY�,ULYNPLLɉaPLUa�ZV^PL�LPULY�ILZZLYLU�2VVYKPUPLY\UN�PT�
Bereich des Netzausbaus. Dabei gilt es, die vorherrschenden und chancen-
YLPJOLU�KLaLU[YHSLU�:[Y\R[\YLU�a\�M�YKLYU��6OUL�KPL�LɈLR[P]L�A\ZHTTLU-
arbeit zwischen den europäischen Mitgliedstaaten kann die Energiewende 
in Deutschland nicht gelingen und das Potential der erneuerbaren Energien 
in Europa nicht ausgeschöpft werden. Dafür müssen die europäischen 
Rahmenbedingungen angepasst werden. 

Die Kommunen in Europa nutzen ihre Chance, erneuerbare Energien im 
eigenen Wirkungskreis einzusetzen und über ihre Unternehmen den Aus-
bau derselben zu fördern. Zugleich bieten viele Stadtwerke zielgerichtete 
und bedarfsgerechte Energiedienstleistungen für Bürger und Unternehmen 
an, wodurch erhebliche Energieeinsparpotentiale gehoben werden. Dabei 
UPTT[�KPL�LULYNL[PZJOL�4VKLYUPZPLY\UN�]VU��ɈLU[SPJOLU�.LIp\KLU�LPUL�
wichtige Vorreiterrolle ein. 

Daher gilt es, gemeinsame Rahmenbedingungen als Grundlage für die 
-�YKLY\UN�LYUL\LYIHYLY�,ULYNPLU�a\�ZJOHɈLU�\UK�-�YKLYWYVNYHTTL�KLY�
,<�^LP[LY�H\M�KPL�:[LPNLY\UN�KLY�,ULYNPLLɉaPLUa�H\Za\YPJO[LU�\UK�M�Y�RVT-

http://www.staedtetag.de/fachinformationen/energie/074567/index.html
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auf Wasserstraßen im Binnenland – eingeführt werden. Weiter verbes-
serte technische Standards in diesem Bereich fördern die Entwicklung 
umweltfreundlicher Technologien und tragen damit zu einer nachhaltigen 
Umwelt- und Wirtschaftspolitik in Europa bei. Darüber hinaus steigern sie 
die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen. 

Lärmschutz

Die deutschen Städte haben gegenüber dem Bund und den Ländern deut-
lich gemacht, dass die Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie vom 
25. Juni 2002 in nationales Recht aus kommunaler Sicht nicht befriedigend 
gelöst worden ist. Einerseits sind die Erstellung der Lärmkarten sowie der 
3pYTHR[PVUZWSpUL�7ÅPJO[H\MNHILU�KLY�:[pK[L��(UKLYLYZLP[Z�OHILU�KLY�
deutsche und europäische Gesetzgeber es jedoch versäumt, die Städte 
mit einer entsprechenden Finanzierung insbesondere für die aufwendige 
Umsetzung der Lärmaktionspläne auszustatten. Allein für eine wirksame 
Lärmsanierung an Straßen in kommunaler Trägerschaft wird in Deutschland 
von einem Finanzierungsvolumen von rund zwei Milliarden Euro ausgegan-
gen. Deshalb ist es dringend erforderlich, dass nicht nur Bund und Länder, 
sondern auch die Europäische Union Finanzhilfen für die am stärksten 
IL[YVɈLULU�Z[pK[PZJOLU�)HSS\UNZYp\TL�]VYZLOLU��+HY�ILY�OPUH\Z�T\ZZ�PT�
Zusammenhang mit der Überarbeitung der EU-Umgebungslärmrichtlinie 
NLWY�M[�^LYKLU��PU^PL^LP[�L\YVWH^LP[�LPUOLP[SPJO�KPɈLYLUaPLY[L�.YLUa^LY[L�
– ähnlich wie bei der EU-Luftqualitätsrahmenrichtlinie – für eine wirksame 
Lärmsanierung im Interesse der Bürgerinnen und Bürger in unseren Städten 
erforderlich sind.

Beim Ausbau und Betrieb der Trassen des TEN-T-Netzes ist den Aspekten 
der Verkehrssicherheit und des Lärmschutzes besondere Beachtung zu 
schenken. Der Deutsche Städtetag fordert die Europäische Kommission und 
das Europäische Parlament auf, die zügige Umrüstung von Güterwagons 
mit lärmgeminderter Bremstechnologie durch ein umfassendes Förderpro-
gramm zu unterstützen, um den Umweltvorteil der Bahn weiter auszubauen.

Städte als Träger von wasserwirtschaftlichen Aufgaben

Die Städte in Deutschland sind in vielfältiger Form in die wasserwirtschaftliche 
Aufgabenerfüllung eingebunden. Sie tragen im Wesentlichen die Verantwor-
tung für die Wasserwirtschaft in ihrem Siedlungsgebiet. Das umfasst die 

• Energiemarktmodell

Die Gewährleistung der Versorgungssicherheit muss in Zeiten des eu-
ropäischen Energiebinnenmarktes verstärkt europäisch gedacht werden 
und ist keine rein nationale Angelegenheit mehr. Stromausfälle in den 
Mitgliedsstaaten der EU haben Auswirkungen auf den gesamten europäi-
ZJOLU�2VU[PULU[��=VY�KLT�/PU[LYNY\UK�KLZ�(\ZIH\Z�Å\R[\PLYLUKLY�LYUL\-
erbarer Energien braucht das Energiesystem ein hohes Maß an Flexibilität, 
um die schwankende Einspeisung auszugleichen und Systemstabilität zu 
gewährleisten. Dafür notwendige Technologien sind bereits in Marktreife 
vorhanden, können sich aber, vor allem in Deutschland, aufgrund des 
K`ZM\UR[PVUHSLU�,TPZZPVUZOHUKLSZ�\UK�KHTP[�\UNLU�NLUKLY�ÄUHUaPLSSLY�
Basis nicht am Markt halten. Städte und ihre Unternehmen müssen daher 
PU�KPL�:P[\H[PVU�NLIYHJO[�^LYKLU��KLU�)L[YPLI�UL\LY��ÅL_PISLY��OVJOLɉaP-
enter und fossiler Kraftwerke wirtschaftlich durchführen zu können. Dafür 
favorisiert der Deutsche Städtetag einen dezentralen Leistungsmarkt als 
2HWHaP[p[ZTLJOHUPZT\Z��,PU�KLaLU[YHSLY�3LPZ[\UNZTHYR[�VWLYPLY[�RVUÅPR[MYLP�
PT�PU[LNYPLY[LU�,ULYNPLTHYR[�KLY�,<�\UK�UPTT[�2VZ[LULɉaPLUa��:`Z[LT-
stabilität und Versorgungssicherheit, Beiträge zum Klimaschutz, geringe 
Flächeninanspruchnahme, regionale Verteilung von Stromerzeugung und 
Stromnachfrage sowie gesamtwirtschaftliche Kosten und Wertschöpfung 
in den Fokus. 

Luftqualität 

Die ständig wachsenden Verkehrsmengen durch Pkw- und Lkw-Verkehre 
verursachen insbesondere in den europäischen Ballungsräumen erhebliche 
3\M[ZJOHKZ[VɈILSHZ[\UNLU��:PL�^PYRLU�ZPJO�UHJO[LPSPN�H\M�KPL�.LZ\UKOLP[�
KLY�IL[YVɈLULU�)�YNLYPUULU�\UK�)�YNLY�H\Z�\UK�NLMpOYKLU�KPL�:[pK[L�HSZ�
Wohnstandorte. Die kommunalen Bemühungen, die Verkehrsemissionen 
mit stadtplanerischen, verkehrsplanerischen und ordnungsrechtlichen 
Maßnahmen zu verringern, stoßen an ihre Grenzen. Zur Verbesserung der 
Luftqualität in den Städten ist es daher dringend erforderlich, endlich mit 
Vorrang Maßnahmen an der Quelle zu ergreifen. Die Europäische Union 
sollte deshalb zügig und vor allem zeitgleich mit den Vorgaben aus der 
EU-Luftqualitätsrahmenrichtlinie verschärfte Abgasstandards nicht nur für 
Neuwagen, sondern für den Pkw/Lkw-Bestand einführen. Die verschärften 
Abgasstandards sollten aber nicht nur auf Pkw und Lkw beschränkt blei-
ILU��ZVUKLYU�H\JO�M�Y�KLU�)LZ[HUK�HU�;YHUZWVY[ZJOPɈLU�¶�PUZILZVUKLYL�
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(\JO�KPL�)�UKLS\UN�KLY�NLZHTTLS[LU�:[VɈZ[Y�TL��POYL�2VUMLR[PVUPLY\UN��
Vermarktung und Behandlung (Verbrennung, Kompostierung, Vergärung) 
wird in zunehmendem Maße über Verbundlösungen realisiert. Dazu set-
zen die Städte verstärkt auf regionale Kooperation und/oder beziehen 
private Partner ein. Um noch bessere und nachhaltigere Impulse für ein 
YLNPVUHSLZ�:[VɈZ[YVTTHUHNLTLU[�NLILU�a\�R�UULU��ZVSS[L�KPL�Z[pK[PZJOL�
Entsorgungsverantwortung gestärkt werden. Das Herausbrechen einzelner 
H[[YHR[P]LY�:[VɈZ[Y�TL�H\Z�KLY�Z[pK[PZJOLU�,U[ZVYN\UNZ]LYHU[^VY[\UN�
und deren Zuweisung in einen Wettbewerbsmarkt würde letztlich nur die 
städtischen Investitions- und Planungsrisiken verschärfen und die Gefahr 
von „Stranded Investments“ erhöhen. Gerade auch in Zeiten zunehmender 
Ressourcenknappheit und zur Umsetzung der EU-Abfallhierarchie ist die 
Bereitstellung einer geeigneten Sammel- und Verwertungsinfrastruktur 
durch die Städte unerlässlich. Das erfordert neben hohen Umweltstandards 
eine klare und eindeutige Aufgabenzuweisung und damit die Möglichkeit, 
�ILY�Z[HIPSL�.LI�OYLU�LPUL�9LÄUHUaPLY\UN�KLY�ILYLP[NLZ[LSS[LU�0UMYHZ[Y\R[\Y�
vornehmen zu können. 

Nachhaltiges Flächenmanagement

Durch die Inanspruchnahme von Flächen für Siedlungen und Verkehr ge-
hen täglich wertvolle Ressourcen im Natur- und Artenschutz verloren. Eine 
UHJOOHS[PNL�ÅpJOLUZJOVULUKL�:PLKS\UNZLU[^PJRS\UN�]LYSHUN[�UHJO�(S[LY-
nativen zum „Bauen auf der grünen Wiese“. Die Europäische Union sollte 
daher die Städte in ihrem Bemühen unterstützen, die Innenentwicklung 
zu stärken, bisher unberührte Flächen zu schonen, Bodenversiegelung 
auf das Unvermeidliche zu begrenzen, ökologisch bedeutsame Freiräume 
durch vorsorgenden Bodenschutz zu erhalten und zu vernetzen sowie 
0UK\Z[YPLIYHJOLU�\UK�HUKLYL�ZJOHKZ[VɈILSHZ[L[L�-SpJOLU�^PLKLY�U\[aIHY�
zu machen. Dabei geht es auch darum, der Innenentwicklung entgegen-
stehende Belange des Artenschutzes und der Biodiversität dem Primat des 
Flächensparens nachzuordnen. 

Biodiversität

Neben der Bewältigung der Folgen des Klimawandels gehört der Erhalt der 
biologischen Vielfalt zu den zentralen Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts. Biodiversitätsschutz ist integraler Bestandteil von Nachhaltigkeits-
strategien auf internationaler, europäischer, Bundes- und Landesebene. 

Versorgung der Bevölkerung mit Trinkwasser, einschließlich Quellenschutz 
und Güteüberwachung, die Sammlung, den Transport und die Reinigung 
von Schmutzwasser, die Ableitung und Versickerung von Niederschlags-
wasser, die Klärschlammentsorgung, die Grundwasseranreicherung, die 
Gewässerunterhaltung, die Sicherung der Badegewässerqualität sowie den 
lILYÅ\[\UNZ��\UK�/VJO^HZZLYZJO\[a��+PLZL�RVTWSL_LU�\UK�RVTWSPaPLY[LU�
Aufgaben stellen hohe Anforderungen an das kommunale Verwaltungs-
handeln, erfordern hohe Investitionen sowie vermehrte Kooperationen auf 
lokaler und regionaler Ebene, um kostengünstige Lösungen im Interesse 
der Bürgerinnen und Bürger anbieten zu können. 

-�Y�LPUL�LɉaPLU[L�\UK�X\HSP[p[Z]VSSL�(\MNHILULYM�SS\UN�OHILU�ZPJO�KPL�
bestehenden Strukturen bewährt; zugleich können die künftigen Heraus-
forderungen in der kommunalen Siedlungswasserwirtschaft damit sehr 
gut bewältigt werden. Anstelle einer selektiven Wettbewerbsbetrachtung 
ist daher ein integrativer Ansatz mit deutlicher Stärkung der kommunalen 
Kompetenzen notwendig, um die Herausforderungen des Klimawandels, der 
Demographie und des Katastrophenschutzes bewältigen zu können. Nur 
so lassen sich letztlich sparsame, ressourcenschonende, bürgerfreundliche 
und kostengünstige Lösungen erreichen. 

Die Siedlungsabfallwirtschaft – eine städtische Aufgabe

Der europäische und nationale Gesetzgeber hat die Abfallwirtschaft als 
kommunale Aufgabe anerkannt. Die deutschen Städte haben in den letzten 
40 Jahren entscheidende Impulse für die Weiterentwicklung und bürger-
freundliche Ausgestaltung gegeben. Sie füllen die Aufgabe so aus, dass 
Sicherheit, Sauberkeit und Ordnung im gesamten Siedlungsgebiet gewähr-
leistet werden können. Dafür stellen sie ihren Bürgerinnen und Bürgern eine 
ÅpJOLUKLJRLUKL��ZPJOLYL�\UK�RVZ[LUN�UZ[PNL�,U[ZVYN\UNZPUMYHZ[Y\R[\Y�ILYLP[��
Die kommunalen Vertretungskörperschaften legen auf Basis von integrierten 
Abfallwirtschaftskonzepten fest, in welcher Weise Bring- oder Holsysteme 
NLU\[a[�\UK�TP[�^LSJOLY�+PɈLYLUaPLY\UN�(IMpSSL�LPUNLZHTTLS[�^LYKLU��
Neben der obligatorischen Restmüllbeseitigung gehören dazu mittlerweile 
KPɈLYLUaPLY[L�,YMHZZ\UNZZ`Z[LTL�M�Y�)PVHIMHSS��7HWPLY��.SHZ��2\UZ[Z[VɈL�
usw. Der Ressourcenschutz und die Weiter- und Wiederverwendung haben 
in den Kommunen ebenfalls einen hohen Stellwert. 
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+PL�9L]PZPVU�KLY�=LYVYKU\UN��ILY��ɈLU[SPJOL�7LYZVULU]LYRLOYZKPLUZ[L�
auf Schiene und Straße7��PZ[�a\Y�>LP[LYLU[^PJRS\UN�KLZ��ɈLU[SPJOLU�7LY-
sonennahverkehrs jenseits des Vierten Eisenbahnpakets zurückzustellen 
und auf Basis einer für 2015 vorgesehenen Evaluation in Europa zu disku-
tieren. Anders als im Schienenpersonenverkehr ist die Direktvergabe von 
�ɈLU[SPJOLU�=LYRLOYZKPLUZ[SLPZ[\UNLU�H\ZKY�JRSPJO�HSZ�RVZ[LULɉaPLU[L�
gleichwertige Option aufrecht zu erhalten und nicht durch Einschränkungen 
\UK�)LNY�UK\UNZWÅPJO[LU�a\�LYZJO^LYLU�

• Urbane Mobilität

Urbane Mobilität ist Kernbestandteil der städtischen Verkehrs- und Mobi-
litätsplanung und unterliegt der kommunalen Planungsautonomie. Bei der 
Fortentwicklung von Instrumenten zur Regelung der urbanen Mobilität ist 
daher einer zielgerichteten Förderung Vorrang vor regulativen Instrumenten 
zu geben. Nachhaltige urbane Mobilitätspläne (sustainable urban mobility 
plans – SUMP) können daher in EU-Förderprojekten vorangetrieben wer-
den, sind mangels Flexibilität und aufgrund der Notwendigkeit von örtlich 
angepassten Lösungen allerdings den Kommunen nicht als verbindliche 
und EU-einheitliche Pläne vorzugeben. Die vorhandenen Regelungen über 
Zugangsbeschränkungen in Innenstädten – etwa durch sogenannte Um-
welt- oder Fußgängerzonen – bedürfen keiner regulativen europäischen 
Ausgestaltung. Eine Vereinheitlichung ist sinnvoll bei der Kennzeichnung von 
Fahrzeugen, die hohe Umweltstandards erfüllen (Umweltplakette) sowie für 
die Erkennbarkeit von Elektrofahrzeugen im Straßenverkehr (Elektroplakette). 
Die Förderung von Maßnahmen zur Erhöhung des Fuß- und Radverkehrs 
und der Nutzung des ÖPNV am Modal Split sind zu begrüßen.

• Luftverkehr

Regelungen zum einheitlichen europäischen Luftraum, zu lärmbedingten 
Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen und zur Organisation der Bodenab-
fertigungsdienste sind so auszugestalten, dass leisere Flugzeuge gefördert 
^LYKLU��3pYTaVULU�\UK�5HJO[Å\N]LYIV[L�ILMVSN[�^LYKLU�R�UULU�\UK�RLPU�
gesteigerter Flächenbedarf an den Flughafenstandorten entsteht. Nationale 
Ansätze können fallweise sinnvoll sein. 

7  Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
������ILY��ɈLU[SPJOL�7LYZVULU]LYRLOYZKPLUZ[L�H\M�:JOPLUL�\UK�:[YH�L�\UK�a\Y�(\MOLI\UN�KLY�
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates.

Die Städte tragen eine hohe Verantwortung für den Erhalt und die Förderung 
der biologischen Vielfalt, da sie sich in der Regel durch eine hohe Arten-
vielfalt auszeichnen. Viele Städte haben bereits eine Biodiversitätsstrategie 
erstellt oder sind gerade dabei, sie zu erarbeiten. Die Artenvielfalt kann 
jedoch nur dann erhalten oder wiederhergestellt werden, wenn auch das 
Umland der Städte und damit insbesondere die Landwirtschaft einbezogen 
wird. Somit sollte die Europäische Union die Landwirtschaftspolitik stärker 
auf die Erfordernisse des Umweltschutzes und die Biodiversität ausrichten. 

5HJOOHS[PNL��RSPTHNLYLJO[L�\UK�YLZZV\YJLULɉaPLU[L� 
Verkehrspolitik

Grundlage der europäischen Verkehrspolitik ist das „Weißbuch Verkehr“ 
der EU aus dem Jahr 2011, dessen Inhalte und weitere Umsetzung von 
den kommunalen Spitzenverbänden grundsätzlich positiv bewertet werden, 
um den Verkehr in den Städten nachhaltiger, klimagerechter und ressour-
JLULɉaPLU[LY�a\�VYNHUPZPLYLU��+LY�+L\[ZJOL�:[pK[L[HN�ILNY��[�KHOLY�KPL�
von der Kommission beabsichtigte Halbzeitprüfung des Weißbuchs, um die 
erzielten Fortschritte zu bewerten und weitere Maßnahmen zur Erreichung 
der Ziele vorzuschlagen. Er hält angesichts des dramatisch zunehmenden 
Güterverkehrs verstärkte und strengere Vorgaben hinsichtlich des Lärm- und 
:JOHKZ[VɈH\ZZ[V�LZ�HU�3R^Z�ZV^PL�LPUL�Z[YPUNLU[L�7VSP[PR�a\Y�=LYSHNLY\UN�
des zu erwartenden Zuwachses im Straßengüterverkehr auf die Schiene für 
NLIV[LU��6OUL�4H�UHOTLU�HU�KLY�8\LSSL��H\JO�PT�/PUISPJR�H\M�ZJOHKZ[VɈ��
und CO2-arme Pkws, bleiben die Bemühungen der Städte zur Begrenzung 
der Verkehrsemissionen ohne die gewünschte Wirkung. 

• kɈLU[SPJOL�7LYZVULU]LYRLOYZKPLUZ[L

+PL�-LZ[SLN\UN�\UK�7SHU\UN�KLZ�kɈLU[SPJOLU�7LYZVULUUHO]LYRLOYZ��k75=��PZ[�
Sache der örtlichen Kommunen als Aufgabenträger. Sie tragen die Planungs-, 
Organisations- und Finanzierungsverantwortung für den ÖPNV. Pläne für einen 
UHJOOHS[PNLU��ɈLU[SPJOLU�=LYRLOY�ZPUK�KHOLY�HSSLUMHSSZ�HSZ�2HUU�)LZ[PTT\UN�
oder mit Richtliniencharakter in Europa einzuführen, um bestehende Ansätze 
in Europa und Deutschland zu vereinheitlichen. Durch Vorschriften zur Über-
nahme von rollendem Material dürfen den Kommunen keine unkalkulierbaren 
2VZ[LUYPZPRLU�H\MNLI�YKL[�^LYKLU��+HZ�9LJO[�KLY�2VTT\ULU�a\Y�+LÄUP[PVU�
]VU��ɈLU[SPJOLU�+PLUZ[SLPZ[\UNZH\M[YpNLU�PT�k75=�PZ[��ILY�KHZ�.LIV[�a\Y�
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit hinaus nicht zu beschneiden. 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2007:315:0001:0013:DE:PDF
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für die Bewältigung der vielfältigen und zunehmend komplexer werdenden 
Aufgaben in Verwaltung und Politik. Fast alle Entscheidungen und Hand-
lungsfelder haben einen Bezug zu Geoinformationen, die damit zu einem 
wesentlichen Bestandteil modernen Verwaltungsmanagements geworden 
sind, und dies mit rasant steigender Bedeutung. Für die Bürgerschaft 
sowie die Wirtschaft und Wissenschaft erzeugen Geoinformationen neue 
Mehrwerte und Wertschöpfungspotentiale. Mit Geodateninfrastrukturen, 
-diensten und -anwendungen gibt es bereits innovative Technologien zur 
Verarbeitung von raumbezogenen „Big GeoData“. Als ein Schlüssel für die 
gesellschaftlichen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts unterstützen 
Geoinformationen maßgeblich zentrale politische Ziele und gesellschaftliche 
Themen wie zum Beispiel eine umweltorientierte Energiewende, ein nach-
haltiges Wirtschaftswachstum, eine bedarfsgerechte Stadt- und Regional-
entwicklung und ein transparentes Verwaltungshandeln. Damit ermöglicht 
ein kommunales, fach- und ressortübergreifendes Geodatenmanagement 
eine völlig neue Informationsqualität, womit zweifellos auch ein personeller 
\UK�ÄUHUaPLSSLY�(\M^HUK�LPUOLYNLO[���

In Zeiten knapper Kassen sind die zu erzielenden Wirtschaftlichkeitsvorteile 
von besonderer Bedeutung. Zu nennen sind hier beispielsweise die sich auf 
kommunaler Ebene durch den Einsatz von Geodateninfrastrukturen ergebende 
:[LPNLY\UN�KLY�>PY[ZJOHM[SPJORLP[��KPL�,YaPLS\UN�]VU�:`ULYNPLLɈLR[LU�K\YJO�
die Zusammenführung unterschiedlicher Datenbestände und Methoden und 
damit die Vermeidung des aufwands- und zeitintensiven sowie kostspieligen 
Zusammenstellens der Daten aus verschiedenen Quellen. 

Modernes Verwaltungshandeln wird zunehmend bestimmt durch Bestre-
bungen zu Transparenz, Partizipation, interkommunaler Kooperation, freien 
+H[LU�\UK�VɈLULU�:JOUP[[Z[LSSLU��6OUL�A^LPMLS�Z[LSSLU�\TMHZZLUKL�0UMVY-
mationsbereitstellung und stärkere Bürgerbeteiligung heutzutage Kriterien 
KLY�3LPZ[\UNZMpOPNRLP[��ɈLU[SPJOLY�=LY^HS[\UNLU�KHY��:V�OLYYZJO[�IYLP[L�
lILYLPUZ[PTT\UN��KHZZ�LPU�.YV�[LPS�KLY�H\M�RVTT\UHSLY�,ILUL�NLWÅLN[LU�
Geodaten – unter Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen – der 
kɈLU[SPJORLP[�a\Y�=LYM�N\UN�NLZ[LSS[�^LYKLU�RHUU��\T�KPLZL�PT�:PUUL�LPULY�
größtmöglichen Transparenz frühzeitig informieren und in Entscheidungen 
einbinden zu können. 

Festzustellen ist jedoch, dass der Zugang der wertvollen kommunalen 
Geodaten für die Bürgerschaft, Wirtschaft und Wissenschaft noch nicht 

• Elektromobilität

Eine Förderung der Elektromobilität ist nicht durch Verordnungen oder Richt-
linien auf die Kommunen zu verlagern. Ladeinfrastruktur, Kennzeichnung 
und Fahrzeugparameter sind durch Normung und Richtlinien abzustimmen 
und zu vereinheitlichen. Monetäre Anreize für den kommunalen Einsatz von 
vollelektrisch betriebenen Kraftfahrzeugen sind grundsätzlich geeignet, 
um eine nachhaltige umweltverträgliche und leise Mobilität in der Stadt 
voranzubringen. Die nähere Ausgestaltung von befristeten Privilegien muss 
den Mitgliedstaaten und bezüglich der Regelung von Halten, Parken und 
Befreiung von Durchfahrverboten den Kommunen obliegen. 

Die Kommunen als Anbieter und Nutzer  

von Geoinformationen

+HZ�)LNLOYLU�ILaPLO\UNZ^LPZL�KPL�=LYWÅPJO[\UN���ɈLU[SPJOL��UPJO[�WLYZVULU-
ILaVNLUL�+H[LU�MYLP�M�Y�QLKLYTHUU�]LYM�NIHY�a\�THJOLU�\UK�K\YJO�VɈLULZ�
Regierungs- und Verwaltungshandeln zu mehr Transparenz, Beteiligung und 
Zusammenarbeit zu gelangen, gründet auf europäischen, internationalen 
und nationalen Vereinbarungen und rechtlichen Bestimmungen. Genannt 
seien hier beispielsweise die Umweltinformationsrichtlinie8, die Richtlinie 
�ILY�KPL�>LP[LY]LY^LUK\UN�]VU�0UMVYTH[PVULU�KLZ��ɈLU[SPJOLU�:LR[VYZ9 
und die INSPIRE-Richtlinie10�a\Y�:JOHɈ\UN�LPULY�.LVKH[LUPUMYHZ[Y\R[\Y�PU�
der Europäischen Gemeinschaft. Die G8-Staaten haben sich mit der im Juni 
�����ILZJOSVZZLULU�6WLU�+H[H�*OHY[H�a\�LPULY�IYLP[LU�=LY�ɈLU[SPJO\UN�
von Verwaltungsdaten im Sinne von „Open Data“ bekannt. 

(SZ�.Y\UKSHNL�WYP]H[LU�\UK��ɈLU[SPJOLU�/HUKLSUZ�ZPUK�YH\TILaVNLUL�0UMVY-
mationen, das heißt Geoinformationen, aus dem täglichen Leben nicht mehr 
wegzudenken. Die Städte und ihre Fachbereiche haben als Datenproduzen-
ten und -lieferanten mit ihren qualitativ hochwertigen digitalen kommunalen 
Geoinformationen einen bedeutenden Anteil am Gesamtaufkommen von 
.LVPUMVYTH[PVULU�PU�+L\[ZJOSHUK��+PL�H\M�RVTT\UHSLY�,ILUL�NLWÅLN[LU�
aktuellen und präzisen Geoinformationen bilden eine wesentliche Grundlage 

�� 9PJO[SPUPL��������,.��ILY�KLU�A\NHUN�KLY�kɈLU[SPJORLP[�a\�<T^LS[PUMVYTH[PVULU�
9  Richtlinie vom 17. November 2003 (Richtlinie 2003/98/EG über die Weiterverwendung von Infor-

TH[PVULU�KLZ��ɈLU[SPJOLU�:LR[VYZ��NLpUKLY[�K\YJO�KPL�9PJO[SPUPL���������,<�]VT�������������
10  Die Richtlinie 2007/2/EG vom 14.03.2007 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaf-

fung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft wird zumeist als „INSPIRE-
Richtlinie“ (Infrastructure for Spatial Information in the European Community) bezeichnet.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32003L0004:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:175:0001:0008:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2003:345:0090:0096:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2007:108:0001:0014:de:PDF
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\U[LYZ[�[a[�TP[�/PSML�]VU�.LVKH[LUPUMYHZ[Y\R[\YLU�LɈLR[P]L�.LZJOpM[Z��\UK�
Prozessabläufe in der Verwaltung sowie zentrale politische Ziele wie Bür-
gerbeteiligung, eine transparente Verwaltung, ein E- und Open Government, 
die Energiewende und vieles mehr. Positiv ist anzumerken, dass die kom-
munalen Geodateninfrastrukturen ihren zum Teil hohen Entwicklungsstand 
aufgrund von INSPIRE teilweise früher erreicht haben. 

Die Umsetzung von INSPIRE wird den Kommunen durchaus Mehrwerte und 
beträchtliche Chancen bieten. Zum jetzigen Zeitpunkt sind Nutzen und Mehr-
werte jedoch nur schwer darstell- und messbar, was das größte Hemmnis 
für die Akzeptanz von INSPIRE in der Politik und in den Leitungsebenen 
der Kommunen darstellt. Die Kommunen haben zum Teil große Probleme, 
den eigentlichen Sinn von INSPIRE zu verstehen und stellen daher die 
Frage nach dem konkreten Nutzen, der aus den bereitzustellenden Daten 
gezogen werden soll. Es wird vielfach die Frage gestellt, ob es tatsäch-
lich zielführend sein kann, dass alle, auch die kleinen geodatenhaltenden 
:[LSSLU��POYL�)L[YVɈLUOLP[�ZLSIZ[�RSpYLU�T�ZZLU��a\THS�]PLSLU�2VTT\ULU�
KHa\�KHZ�2UV^�OV^��KHZ�7LYZVUHS�\UK�KPL�ÄUHUaPLSSLU�4P[[LS�MLOSLU��+PL�
2VTT\ULU�LTWÄUKLU�KPL�5V[^LUKPNRLP[�KLY�:LSIZ[ILMHZZ\UN�TP[�TLOYL-
YLU�������ZLP[PNLU�+H[LUZWLaPÄRH[PVULU�\UK�+\YJOM�OY\UNZILZ[PTT\UNLU�
zu den Themen in englischer Sprache als Zumutung, mit der Folge, dass 
die Texte gar nicht zur Kenntnis genommen werden. Es besteht Unsicher-
heit beziehungsweise es fehlen konkrete Angaben zur Tiefe/Granularität 
KLY�3PLMLY]LYWÅPJO[\UNLU�KLY�:[pK[L��,Z�MLOS[�Op\ÄN�H\JO�KHZ�(UNLIV[�
brauchbarer IT-Tools zur Daten-Vereinheitlichung und -bündelung sowie 
zur Datenübermittlung. 

Wenn der EU-Kommission an brauchbaren Geoinformationen gelegen ist, 
muss sie ernsthaft die Frage beantworten, welchen Mehrwert beispiels-
weise die Bereitstellung von geschätzten zwei Millionen Bauleitplänen aus 
Deutschland auf europäischer Ebene darstellt. Insbesondere das Thema 
„INSPIRE und Bauleitpläne“ erhitzt die Gemüter aufgrund der Unklarheit 
bezüglich der konkreten, bundesweit uneinheitlichen Anforderungen an 
die Kommunen. 

(\JO�KPL�)LM�Y^VY[LY�]VU�05:709,�ÄUKLU�TP[\U[LY�RYP[PZJOL�>VY[L!�5HJO�
Überzeugung zahlreicher Praktiker ist das INSPIRE-Datenmodell so komplex, 
„dass seine praktische Tauglichkeit ernsthaft hinterfragt werden muss“. 

umfänglich realisiert ist. Das Bekenntnis der deutschen Bundesregierung zu 
der Open-Data-Charta des G8-Gipfels zur Bereitstellung von behördlichen 
(Geo-) Daten ist noch nicht in jedem Bundesland und in jeder Kommune 
angekommen. 

Um den verstärkten Einsatz von Geoinformationen als integralen Bestandteil 
kommunaler Geschäftsprozesse auf kommunaler Ebene zu unterstützen, 
wären spezielle Förderprogramme der Europäischen Union äußerst hilfreich, 
insbesondere auch um die damit einhergehenden notwendigen technischen 
Herausforderungen zu bewältigen. Auf diese Weise würde auch die vielfach 
in Politik und Verwaltungsspitze noch fehlende Unterstützung des Einsatzes 
von Geoinformationen in den Kommunen gesteigert werden können.

Aufbau einer europäischen Geodateninfrastruktur  

(INSPIRE-Richtlinie)

+PL������]LYHIZJOPLKL[L�9PJO[SPUPL�a\Y�:JOHɈ\UN�LPULY�.LVKH[LUPUMYHZ[Y\R[\Y�
PU�KLY�,\YVWpPZJOLU�.LTLPUZJOHM[��R\Ya�É05:709,�9PJO[SPUPL¸��]LYWÅPJO-
tet die EU-Mitgliedstaaten zum schrittweisen Aufbau einer europaweiten 
Infrastruktur für Geodaten (GDI) bis zum Jahr 2020. Das grundsätzliche 
Ziel von INSPIRE ist, durch europaweite Bereitstellung von Geodaten für 
kɈLU[SPJORLP[��=LY^HS[\UN��>PZZLUZJOHM[�\UK�>PY[ZJOHM[��LPUL�LPUOLP[SPJOL�
europäische Umweltpolitik zu ermöglichen sowie für weitere Politikfelder 
zu nutzen und dabei alle Verwaltungsebenen einzubeziehen. 

Die Umsetzung der INSPIRE-Richtlinie in deutsches Recht erfolgte aufgrund 
des Föderalismusdurch ein Bundesgesetz und weitere sechzehn Länderge-
setze. Die Folge ist eine starke Heterogenität der rechtlichen Regelungen, 
^HZ�a\�LPULY�\U[LYZJOPLKSPJOLU�)L[YVɈLUOLP[�KLY�:[pK[L��.LTLPUKLU�\UK�
Kreise in Deutschland führt. Dies ist problematisch, weil INSPIRE ohne 
KPL�2VTT\ULU�UPJO[�ÅpJOLUKLJRLUK�\UK�a\MYPLKLUZ[LSSLUK�M\UR[PVUPLYLU�
RHUU��KH�LPU�.YV�[LPS�KLY�M�Y�SpUKLYZWLaPÄZJOL��UH[PVUHSL�\UK�L\YVWpPZJOL�
Geodateninfrastrukturen relevanten Datenbestände auf kommunaler Ebene 
LYMHZZ[�\UK�NLWÅLN[�^PYK��

Das Ziel, Dienstleistungsangebote für Nutzer und Anwender von Daten 
zu verbessern, ist auch aus kommunaler Sicht unbestritten. Ein durch die 
INSPIRE-Umsetzung ausgelöstes (kommunales) Geodatenmanagement 
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Eine Sozialunion, die den Bürgern und Bürgerinnen 

Chancengerechtigkeit, Beschäftigung,  

Bildungschancen, soziale Sicherheit und  

gleiche Teilhabe bietet 

Die Städte in Europa sind die Keimzelle der gesellschaftlichen Integration. 
Lokale Integration ist daher eine der Grundfunktionen städtischer Politik 
in Europa. In den Städten vollziehen sich vielfältige Integrationsprozesse. 
Der Zusammenhalt der Gesellschaft in den Mitgliedstaaten und in der EU 
als Ganzes wird maßgeblich vom Erfolg dieses Integrationsprozesses be-
LPUÅ\ZZ[��2LPUL�HUKLYL�NLZLSSZJOHM[SPJOL�VKLY�Z[HH[SPJOL�,ILUL�RHUU�KPLZL�
Funktion der Städte ersetzen. Den Städten kommt beim Zusammenwachsen 
Europas eine bedeutende Rolle zu. Auf der lokalen Ebene leben und arbeiten 
KPL�a\NL^HUKLY[LU�)�YNLYPUULU�\UK�)�YNLY��OPLY�ÄUKL[�KHZ�NLZLSSZJOHM[SP-
JOL�3LILU�Z[H[[��^LYKLU�2VU[HR[L�\UK�5HJOIHYZJOHM[LU�NLWÅLN[�\UK�OPLY�
nehmen die EU-Bürger ihre Rechte wahr. Ob Integration gelingt, ob ein 
gedeihliches Miteinander möglich ist und gelebt wird, entscheidet sich auf 
der örtlichen Ebene. Hier sind allerdings auch am unmittelbarsten die Folgen 
und Auswirkungen gescheiterter Integrationsbemühungen erkennbar. Die 
Städte können nicht alleine die Rahmenbedingungen setzen, sie bedürfen 
KLY�<U[LYZ[�[a\UN��\T�NLSPUNLUKL�0U[LNYH[PVU�a\�ZJOHɈLU��

Migration und Integration

Die Städte in Deutschland sind im Rahmen ihrer Zuständigkeiten sowohl 
für die allgemeinen Fürsorgeleistungen als auch für die Leistungen für Asyl-
bewerber und Flüchtlinge verantwortlich. Sie stellen sich dieser Aufgabe 
weit über die gesetzlich zwingenden Vorgaben hinaus auch im Rahmen 
ihrer freiwilligen Aufgaben und bemühen sich, die Bedingungen für ein 
N\[LZ�A\ZHTTLUSLILU�]VY�6Y[�a\�ZJOHɈLU��(UNLZPJO[Z�KLY�KLYaLP[PNLU�A\-
wanderung von Flüchtlingen sind die Städte in Deutschland jedoch großen 
Herausforderungen ausgesetzt und stoßen zunehmend an die Grenzen ihrer 
Leistungsfähigkeit. Dabei ist zwischen Migrationsbewegungen innerhalb der 
Europäischen Union und Zuwanderung von außerhalb zu unterscheiden.

Aus den genannten Gründen wird INSPIRE auf der Ebene der Kommunen 
vielerorts schlicht ignoriert beziehungsweise darauf verwiesen, dass eine 
ernsthafte Befassung mit dem Thema nur unter der Voraussetzung der 
ÄUHUaPLSSLU�<U[LYZ[�[a\UN�LYMVSNLU�R�UUL��:VSHUNL�KPL�H\MNL^VYMLULU�
Fragen der Politik und der Bürgermeisterebene nicht zufriedenstellend 
beantwortet werden können, ist eine Unterstützung durch die kommunale 
Leitungsebene für den Aufbau von Geodateninfrastrukturen und damit 
die Umsetzung von INSPIRE vielfach nicht zu erwarten. Um INSPIRE auf 
kommunaler Ebene in Deutschland eine Chance zu geben, bedarf es 
dringend der Vereinheitlichung und Abstimmung, der Moderation und der 
Unterstützung durch die EU-Kommission in Form von Erläuterungen und 
Präzisierungen der komplexen Vorgaben der INSPIRE-Richtlinie sowie der 
Bereitstellung ausreichender EU-Fördermittel zur Umsetzung von INSPIRE 
auf der kommunalen Ebene.
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Es ist ein gutes Zeichen, dass innerhalb Deutschlands die derzeitige 
Bundesregierung die Problematik anerkannt und erste Schritte zur Un-
[LYZ[�[a\UN�KLY�IL[YVɈLULU�:[pK[L�LPUNLSLP[L[�OH[��(\MNY\UK�KLZ�ZLOY�
unterschiedlichen Sozialschutzniveaus in den Mitgliedsstaaten sind die 
Wanderungsbewegungen aus einer individualistischen Perspektive ver-
ständlich. Um den Freizügigkeitsgedanken zu stärken und seine Akzeptanz 
in der Bevölkerung zu verbessern, muss jedoch sichergestellt werden, 
dass die Zuwanderung aus europäischen Mitgliedsstaaten nicht in eine 
unangemessene Inanspruchnahme der Sozialschutzsysteme übergeht 
beziehungsweise als eine solche wahrgenommen wird. In den Mitglieds-
staaten, die nicht über ein ausreichendes soziales Sicherungsniveau ver-
fügen, sind daher Verbesserungen unerlässlich, um die diesbezüglichen 
Wanderungsgründe abzuschwächen. Dies gilt gerade vor dem Hintergrund, 
dass sich die deutschen Städte dem Gedanken der Freizügigkeit und dem 
europäischen Raum als einer Region der Freiheit, der Sicherheit und des 
9LJO[Z�]LYWÅPJO[L[�M�OSLU��

Bei zukünftigen Beitrittsverhandlungen zur EU muss ein besonderes Au-
genmerk auf die sozialen Sicherungssysteme und die Achtung der Men-
schenrechte gelegt werden. Hier halten wir es für geboten, dass auch die 
EU sich weiter verstärkt dafür einsetzt, dass es in diesen Ländern zu einer 
UHJOOHS[PNLU�=LYILZZLY\UN�KLY�:P[\H[PVU�KLY�)L[YVɈLULU�RVTT[��,YZ[�^LUU�
die Missstände in diesen Staaten so wirksam behoben wurden, dass keine 
Fluchtgründe mehr bestehen beziehungsweise gute Lebensperspektiven 
vor Ort herrschen, kann ein Beitritt zur EU erfolgen. Anderenfalls würde es 
zu einer verschärften Binnenmigration kommen. 

Armutsbekämpfung, Langzeitarbeitslosigkeit

Die Armutsbekämpfung und die Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit 
sind in Deutschland von erheblicher Bedeutung. Als sozialer Staat gewährt 
Deutschland allen hier lebenden Menschen ein Auskommen, das sich 
im Falle der Bedürftigkeit in der Regel am sogenannten soziokulturellen 
Existenzminimum orientiert. In einem aufwändigen Ermittlungsverfahren 
werden unter Zugrundelegung einer Vergleichsgruppe aus den unteren 
Einkommensbereichen zum einen die Regelsätze ermittelt, die über das 
reine Existenzminimum hinausgehen und auch eine Teilhabe am Leben 
in der Gemeinschaft ermöglichen, zum anderen wird durch eine Vielzahl  
von Ausnahme- und Ergänzungsregelungen gewährleistet, dass auch  

Migration aus außereuropäischen Staaten

Die deutschen Städte stehen zu ihrer Verantwortung, Menschen aus Krisen-
gebieten aus humanitären Gründen aufzunehmen. Die Städte fühlen sich 
dem Grundrecht auf Asyl für politisch Verfolgte und der Genfer Flüchtlings-
RVU]LU[PVU�]LYWÅPJO[L[��5PJO[�a\�]LYRLUULU�ZPUK�QLKVJO�KPL�LYOLISPJOLU�
Belastungen, die durch die gestiegenen Flüchtlingszahlen entstehen: Rund 
1,1 Millionen Menschen kamen im vergangenen Jahr nach Deutschland. Der 
Deutsche Städtetag erwartet, dass die Bundesregierung alles unternimmt, 
eine Reduzierung der Zuwanderung nach Deutschland zu erreichen. Zudem 
müssen Bund und Länder die Integration der Menschen mit einer Bleibe-
perspektive intensiv unterstützen.11 Die EU muss sich für eine einheitliche 
Politik einsetzen, die das Ziel hat, Fluchtursachen zu bekämpfen und die 
Bedingungen für Flüchtlinge in den Nachbarländern der Hauptherkunftsländer 
merklich zu verbessern. Auch die Einrichtung von Registrierungszentren 
an den EU-Außengrenzen in Italien und Griechenland muss entschlossen 
fortgesetzt werden. Eine funktionierende EU-weite Verteilungsregelung ist 
hierfür Voraussetzung.

Binnenmigration

=VU�ILZVUKLYLY�)LKL\[\UN�PU�KLY��ɈLU[SPJOLU�>HOYULOT\UN�\UK�H\JO�
bei der tatsächlichen Bewältigung der Migrationsströme sind die hinzu-
kommenden Wanderungsbewegungen aus europäischen Mitgliedsstaaten 
nach Deutschland. Unter dem Stichwort der „Armutsmigration“ verzeichnen 
LPUPNL�ILZVUKLYZ�IL[YVɈLUL�:[pK[L�PU�+L\[ZJOSHUK�LPUL�LYOLISPJOL�A\-
wanderung von Menschen aus Südosteuropa112, die sich in zwei Gruppen 
aufteilen lässt: Zum einen sind dies gut ausgebildete Menschen, die sich 
zügig integrieren und vom deutschen Arbeitsmarkt dankbar aufgenommen 
werden, zum anderen handelt es sich um Menschen, die aufgrund fehlender 
Bildung, fehlender Sprachkenntnisse sowie weiterer Schwierigkeiten selber 
erhebliche Probleme bei der Integration haben, aber auch die Aufnahme-
gesellschaft teilweise überfordern. 

11  Die Positionspapiere des Deutschen Städtetages zu Unterbringung und Versorgung von Flücht- 
lingen und Asylbewerbern vom Mai, September 2015 sowie Januar 2016 können abgerufen wer-
den unter Fachinformationen, Flüchtlinge auf www.staedtetag.de.

12  Ein im Januar 2013 angenommenes Positionspapier des Deutschen Städtetages zu den Fragen 
der Zuwanderung aus Rumänien und Bulgarien ist abrufbar unter Fachinformationen, Zuwande-
rung auf www.staedtetag.de.

http://www.staedtetag.de/fachinformationen/integration/076841/index.html
http://www.staedtetag.de/fachinformationen/integration/077004/index.html
http://www.staedtetag.de/fachinformationen/integration/076796/index.html
http://www.staedtetag.de/fachinformationen/integration/076839/index.html
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LPULY�ZVaPHSLU�=LYHU[^VY[\UN�Z[LO[��4P[�KLY�ILY\ÅPJOLU�:[HIPSPZPLY\UN�ZVSS�
nach Möglichkeit auch eine soziale Stabilisierung einhergehen. 

Insbesondere für Jugendliche und junge Erwachsene werden vielfältige 
Programme angeboten, um das Entstehen von Langzeitarbeitslosigkeit 
und sozialer Ausgrenzung möglichst zu verhindern.

Die Impulse der Europäischen Union im Rahmen von „Europa 2020“ sowie 
des Europäischen Sozialfonds zur Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung 
und für die Förderung benachteiligter Gruppen auf dem Arbeitsmarkt, die 
POYLU�(\ZKY\JR�PU�UH[PVUHSLU�7YVNYHTTLU�ÄUKLU��^LYKLU�KHOLY�]VU�KLU�
Städten in vollem Umfang unterstützt. Die Städte sind unmittelbar durch 
KPL�-VSNLU�]VU�ZVaPHSLY�:LNYLNH[PVU�\UK�3HUNaLP[HYILP[ZSVZPNRLP[�IL[YVɈLU��
die direkt auf das soziale Gemeinwesen vor Ort wirken, zum Beispiel durch 
lILYZJO\SK\UN��6IKHJOSVZPNRLP[��)PSK\UNZKLÄaP[L�\UK�NLZ\UKOLP[SPJOL�
Belastungen. Daher wäre auch eine unmittelbare Förderung dezentraler 
Projekte gegen Ausgrenzung am Arbeitsmarkt wünschenswert, die zu 
�Y[SPJO�HUNLWHZZ[LU��NHUaOLP[SPJOLU��ÅL_PISLU�\UK�PUUV]H[P]LU�2VUaLW[LU�
und unmittelbar zu einem regionalen Mehrwert führen. Beispielhaft kann 
dafür die damalige Gemeinschaftsinitiative „Equal“ gegen Ungleichheit 
und Diskriminierung am Arbeitsmarkt angeführt werden. Mit seiner Emp-
fehlung vom 8. Juli 2014 zur Beschäftigung in Deutschland hat der Rat 
der Europäischen Union herausgestellt, dass Deutschland insbesondere 
Maßnahmen für Langzeitarbeitslose ergreifen sollte. Ein Zusammenspiel 
zentraler und dezentraler Ansätze ist dafür aus Sicht der Städte besonders 
erfolgversprechend.

Inklusion, Menschen mit Handicaps

+PL�:[pK[L�PU�+L\[ZJOSHUK�IPL[LU�\UK�ÄUHUaPLYLU�LPU�H\ZKPɈLYLUaPLY[LZ�
Angebot von Dienstleistungen und Hilfen für Menschen mit Behinderun-
gen, um ihnen Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen. 
Auch vor dem Hintergrund der Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention (UNBRK)14 nehmen die Städte ihre Verantwortung für ein  
inklusives Gemeinwesen wahr. In vielen Bundesländern sind die Städte 
unmittelbar oder durch ihre höheren kommunalen Verbände zuständig für 
die Eingliederungshilfe, ein Aufgabenbereich, der immer mehr und immer 

14  Das „Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ (Convention on the 
Rights of Persons with Disabilities – CRPD) der Vereinten Nationen ist abrufbar unter www.bmas.de.

besondere Bedürfnisse befriedigt werden können. Zusätzlich werden die 
Kosten der Unterkunft in einer angemessenen Unterkunft übernommen. Die-
se Leistungen erhalten sowohl erwerbsfähige als auch nicht erwerbsfähige 
Menschen. Bei dauerhaft nicht erwerbsfähigen Menschen sowie Personen 
QLUZLP[Z�KLY�9LNLSHS[LYZNYLUaL�ÄUKL[�H\JO�RLPU�9�JRNYPɈ�H\M�(UNLO�YPNL�
statt, selbst wenn diese leistungsfähig sind, um die sogenannte verschämte 
Altersarmut zu bekämpfen. 

Über weitreichende soziale Programme sowohl vor Ort als auch durch 
weitere Bundes- und Landesgesetze werden weitere Hilfen für besondere 
Personengruppen möglichst niedrigschwellig angeboten. Hinzu kommen 
zum Beispiel Ansprüche auf Kinderbetreuung, um Eltern die Erwerbstätig-
keit zu ermöglichen. 

Die Arbeitslosigkeit ist in Deutschland in den letzten Jahren stark zurück-
gegangen; dies betraf auch die Zahl der Langzeitarbeitslosen. Allerdings 
verharrt der Anteil der Langzeitarbeitslosen seit fünf Jahren bei rund 1,1 Mil-
lionen Personen, was momentan etwas mehr als einem Drittel an allen 
Arbeitslosen entspricht. Dabei haben vor allen Dingen ältere Arbeitslose 
und Arbeitslose ohne Berufsausbildung ein überdurchschnittlich hohes 
Risiko, langzeitarbeitslos zu werden. Langzeitarbeitslosigkeit geht oftmals 
mit sozialer Ausgrenzung und gesundheitlichen Problemen einher. Ange-
sichts der verfestigten Langzeitarbeitslosigkeit und der damit verbundenen 
sozialen Folgen sehen die Städte in ihrer Bekämpfung eine herausragende 
(\MNHIL�M�Y�KPL�A\R\UM[��,YMVYKLYSPJO�ZPUK�ZWLaPÄZJOL�)LZJOpM[PN\UNZ��\UK�
Teilhabemöglichkeiten für die Zielgruppe der Langzeitarbeitslosen. Eine 
H\ZYLPJOLUKL�\UK�ÅL_PILS�H\ZNLZ[HS[L[L��ɈLU[SPJO�NLM�YKLY[L�)LZJOpM[PN\UN�
PZ[�KHILP�¶�ULILU�8\HSPÄaPLY\UNZTH�UHOTLU�\UK�PU[LUZP]LY�)L[YL\\UN�
und Vermittlung in Arbeit – ein unverzichtbares Element, um arbeitsmarkt-
MLYUL�APLSNY\WWLU�\UK�.LYPUNX\HSPÄaPLY[L��KPL�UPJO[�TLOY�HT�(YILP[ZTHYR[�
UHJONLMYHN[�^LYKLU��HU�)LZJOpM[PN\UN�[LPSOHILU�a\�SHZZLU��kɈLU[SPJO� 
geförderte Beschäftigung sollte sich im weitesten Sinne auf gesellschaftlich 
notwendige Aufgaben beziehen, sinnstiftende Tätigkeiten ermöglichen und 
bei Vorliegen der individuellen Voraussetzungen eine Brücke zum ersten 
Arbeitsmarkt bilden.13�0U�+L\[ZJOSHUK�^PYK�]LYTLOY[�H\JO�H\M��ɈLU[SPJO�
geförderte Beschäftigung in der privaten Wirtschaft gesetzt, die auch in  

13� �+HZ�PT�6R[VILY������HUNLUVTTLUL�7VZP[PVUZWHWPLY�ÉkɈLU[SPJO�NLM�YKLY[L�)LZJOpM[PN\UN�¶� 
Teilhabe am Arbeitsmarkt“ des Deutschen Städtetages kann abgerufen werden unter Fachinfor-
mationen, Soziales auf www.staedtetag.de.

http://www.staedtetag.de/fachinformationen/arbeit/068217/index.html
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/a729-un-konvention.pdf;jsessionid=4F499ED757B7BD2990D73850B95F04A1?__blob=publicationFile&v=2
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Gleichstellungspolitik

Das Thema „Gleichstellung“ berührt alle Bereiche der Kommunen und der 
Gesellschaft. Um nachhaltige Entscheidungen in kommunalen Bereichen 
wie etwa der Verkehrs- und Stadtentwicklungsplanung aber auch in allen 
HUKLYLU�)LYLPJOLU�a\�[YLɈLU��PZ[�LZ�UV[^LUKPN��KPL�NSLPJOILYLJO[PN[L�;LPSOHIL�
der Geschlechter in ihrer Vielfalt konsequent zu verfolgen und als Chance 
für ein zielorientiertes Handeln zu nutzen. 

Auf kommunaler Ebene hat die Strategie des Gender Mainstreaming seit 
vielen Jahren Beachtung gefunden und wird in vielen Städten in unter-
schiedlichen Bereichen und mit unterschiedlichen Instrumenten angewandt. 
Themen wie Entgeltgleichheit, gleichberechtigte Teilhabe am Arbeitsmarkt, 
Aufbrechen tradierter Rollenbilder und vor allem die Erreichung einer pari-
tätischen Besetzung in Führungspositionen und -gremien auch und gerade 
PT��ɈLU[SPJOLU�+PLUZ[��TP[�=VYIPSKM\UR[PVU�M�Y�.LZLSSZJOHM[�\UK�WYP]H[L�
Wirtschaft werden auch in Zukunft Unterstützung brauchen. 

Der Schlüsselindikator für die Geschlechtervertretung in den Entschei-
dungsgremien der Unternehmen in der EU zeigt, dass der Anteil der an 
Entscheidungsprozessen in Spitzenpositionen beteiligten Frauen nach wie 
vor sehr gering ist, obwohl es kleine Anzeichen für einen Fortschritt gibt. Im 
Januar 2012 besetzten Frauen durchschnittlich nur 13,7 Prozent der Sitze im 
höchsten Entscheidungsgremium der größten börsennotierten Unternehmen 
in den EU-Mitgliedstaaten.15 Der Anteil von Frauen in Führungspositionen ist 
auch in Deutschland in den vergangenen Jahren zwar gestiegen, allerdings 
ISLPI[�LY�PU�KLY�7YP]H[^PY[ZJOHM[�LILUZV�^PL�PT��ɈLU[SPJOLU�+PLUZ[�KL\[SPJO�
hinter den Erwartungen zurück. Die Beteiligung von Frauen in Führungs-
positionen und Aufsichtsgremien gehört zur Beteiligungsgerechtigkeit und 
ist Anspruch an eine moderne europäische Gesellschaft. Unterschiedliche 
Fähigkeiten und Blickweisen von Frauen und Männern erhöhen die Nach-
OHS[PNRLP[�\UK�,ɉaPLUa�]VU�,U[ZJOLPK\UNLU��+HILP�RHUU�NLYHKL�PU�ALP[LU�
KLZ�KLTVNYHÄZJOLU�>HUKLSZ�\UK�LPULZ�4HUNLSZ�HU�N\[�H\ZNLIPSKL[LU�
Fachkräften, auf das vielfach brachliegende Potenzial der gut ausgebildeten 
Frauen nicht verzichtet werden. 

15  Datenbank der Europäischen Kommission zu Frauen und Männern in Entscheidungspositionen, 
Januar 2012. Ein 2012 erschienener Fortschrittsbericht zu „Frauen in wirtschaftlichen Entschei-
dungspositionen in der EU“ kann abgerufen werden unter http://ec.europa.eu.

dynamischer anwächst. Aber es sind nicht nur die Leistungen, die indi-
viduell dem Menschen mit Behinderung gewährt werden, die die Städte 
erbringen. Sondern dazu gehört vielmehr auch die Weiterentwicklung der 
Infrastruktur, wie zum Beispiel die des ÖPNV und des Bildungswesens.  
Die Entwicklung hin zu einem inklusiven Gemeinwesen, die die Gestaltung 
eines behindertenfreundlichen Umfeldes umfasst, erfolgt auch durch bau-
liche oder technische Maßnahmen.

+HULILU�ZJOHɈLU�:[pK[L�TP[�/PSML�POYLY�7HY[ULY��KLU�]LYZJOPLKLULU�;YpNLYU�
von Einrichtungen, den Landesjugendämtern und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren, wie der organisierten Selbstvertretung der Menschen mit Behin-
derung, ein umfangreiches und bedarfsorientiertes Angebot für Kinder mit 
Behinderungen in den Tagesbetreuungseinrichtungen der Jugendhilfe. Oder 
sie kümmern sich im Rahmen ihrer Zuständigkeit mit großem Engagement 
um die individuellen Hilfen für Kinder mit seelischer Behinderung, und im 
Rahmen der Sozialhilfe auch um Kinder mit körperlicher oder geistiger 
Behinderung. Das Angebot ist vielfältig, gleichwohl aber dominiert noch die 
Aufteilung zwischen stationären und ambulanten Hilfeformen. Die Städte 
setzen sich dafür ein, von den starren Formen der Hilfen abzugehen und 
ÅL_PISLYL�/PSMLZ[Y\R[\YLU�ILKHYMZVYPLU[PLY[�a\�LU[^PJRLSU��

Die EU hat die UN-Konvention angenommen, das Übereinkommen ist 
in Bezug auf die EU am 22. Januar 2011 in Kraft getreten. Dies war das 
erste Mal, dass die EU als Rechtssubjekt einem Menschenrechtsvertrag 
beigetreten ist. Unter Berücksichtigung der abschließenden Bemerkungen 
des UN-Fachausschusses (CRPD-Ausschuss) für die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands 
(CRPD/C/DEU/1) zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention legen 
die deutschen Städte besondere Aufmerksamkeit auf den Gewaltschutz für 
Mädchen und Frauen mit Behinderungen und die Situation der Flüchtlinge 
mit Behinderungen. Die deutschen Städte erwarten von der EU, dass sie 
sich im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und damit insbesondere bei der 
Umsetzung von Teilen des Art. 28 der UNBRK für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung insbesondere in Beschäftigung und Beruf einsetzt und 
bei der Rechtsetzung die Belange der Menschen mit Behinderungen im 
Sinne der Konvention beachtet.

http://ec.europa.eu/justice/gender-equality/files/women-on-boards_de.pdf
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Sicherung der Wirtschafts- und Währungsunion

Bankenunion und Sparkassen

Als Lehre aus der Bankenkrise und als Lehre aus der Eurokrise wird der-
aLP[�H\M�L\YVWpPZJOLY�,ILUL�LPUL�)HURLU\UPVU�NLZJOHɈLU��+HILP�NPS[�KLY�
Grundsatz Haftung und Verantwortlichkeit dort anzusiedeln, wo auch die 
Zuständigkeit für die Entscheidungen ist. Damit soll das Risiko, dass die 
Steuerzahler erneut in die Haftung eintreten müssen, weitgehend ausge-
schlossen werden. Diesen Ansatz begrüßen wir.

Die neuen europäischen Rahmensetzungen, die damit verbundenen Ände-
rungen in der Bankenlandschaft wie auch die veränderten Regelungen bei 
der Bankenaufsicht („Basel III“) sind für deutsche Kommunen durchaus von 
)LSHUN!�2VTT\ULU�ZPUK�a\T�LPULU�HSZ�;YpNLY�KLY�:WHYRHZZLU�IL[YVɈLU��
Zum anderen ändern sich Geschäftsfeldstrategien der Banken – auch bei 
KLY�2VTT\UHSÄUHUaPLY\UN��+H�+PYLR[H\ZSLPO\UNLU�KLY�2YLKP[PUZ[P[\[L�UHJO�
^PL�]VY�^LP[��ILY� ��7YVaLU[�ILP�KLY�-YLTKRHWP[HSÄUHUaPLY\UN�]VU�0U]LZ[P-
tionen und bei der Deckung des zusätzlichen Liquiditätsbedarfs deutscher 
Kommunen ausmachen, haben solche Änderungen Konsequenzen für das 
Finanzmanagement der Städte. 

Änderungen in der Geschäftspolitik der Kreditinstitute werden meist mit 
dem Verweis auf „Basel III“ begründet. „Basel III“ ist zum 1. Januar 2014 
in Kraft getreten. Neue Kennzahlen der Bankenaufsicht (höhere Anforde-
rungen an das Eigenkapital der Banken bei Begrenzung des zulässigen 
Kreditgeschäfts) und neue technische Standards zur Beurteilung der Risi-
kotragfähigkeit im Bankenbereich sind die Folge. Es ist bedeutsam, dass 
Kennzahlen zur Bankenregulierung (wie zum Beispiel die Leverage Ratio) 
den Risikogehalt der Geschäftsmodelle angemessen berücksichtigen. Sonst 
M�OYLU�^LP[LY�KPɈLYLUaPLYLUKL�9PZPRVIL[YHJO[\UNLU�\UK�3PTP[ZL[a\UNLU�M�Y�
deutsche Kommunen zu weiter wachsenden Preisunterschieden bei der 
=VYÄUHUaPLY\UN�KLY�2VTT\ULU�\UK�KHTP[�a\�Z[LPNLUKLU�-PUHUaPLY\UNZ-
kosten sowie Liquiditätsrisiken. 

In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass eine Insolvenzfähigkeit 
von Kommunen in Deutschland in allen Bundesländern ausgeschlossen ist. 

Die Europäische Union hat inzwischen einen beachtlichen Acquis im Be-
reich der Gleichstellungspolitik entwickelt. Der europäische Rechtsrahmen, 
bestehend aus dem Primärrecht und einer Vielzahl von Richtlinien, unter-
stützt die Bemühungen der Kommunen in ihrer Gleichstellungspolitik. Die 
EU sollte dem bisherigen Ansatz im Bereich der Gleichstellungspolitik treu 
bleiben und auf die Umsetzung allgemeiner Grundsätze achten, statt weit-
reichende Richtlinien zu erlassen, denn es muss die Möglichkeit bestehen, 
allgemeine Vorgaben den nationalen Gegebenheiten anzupassen. Weiterhin 
ZPUK�UH[PVUHSL�(R[P]P[p[LU�H\JO�H\M�ÄUHUaPLSSL�<U[LYZ[�[a\UN�KLY�,<�HUNL-
wiesen‚ die Aktions- und Förderprogramme der EU zur Chancengleichheit 
sind daher fortzuführen. Der länderübergreifende Austausch bewährter 
Praktiken ist ein hilfreiches Instrument, um das Thema der Gleichstellung 
europaweit voranzubringen. Die Europäische Union kann und sollte diese 
Vernetzung insbesondere im Rahmen der Aktivitäten zur Umsetzung der 
Europäischen Charta für die Gleichstellung von Frauen und Männern auf 
lokaler Ebene des CEMR (Council of European Municipalities and Regions) 
aktiv unterstützen. 
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gutes Beispiel ist der Fiskalpakt sowie der im Zusammenhang zu sehende 
Six-Pack. Zu Recht „stoppt“ der Europäische Fiskalpakt an der jeweiligen 
Grenze der Länder, er ist „blind“ gegenüber dem jeweiligen Staatsaufbau. 
Für etwaige Probleme der Kommunen mit dem Fiskalpakt wären nicht die 
EU, sondern die jeweiligen nationalen oder regionalen Regierungen der 
richtige Ansprechpartner. 

Anders als beim Fiskalpakt sieht dies jedoch bei Einzelregelungen aus, die 
derzeit auf Basis von Vereinbarungen des sogenannten Six-Pack erlassen 
werden. Hier scheint sich zum Beispiel die Europäische Statistikbehörde 
nicht bewusst zu sein, dass sich ihre Statistikanforderungen beziehungs-
weise – wünsche zwar auf Werte für die Gesamtstaaten beziehen, im Ergebnis 
HILY�UPJO[�U\Y�:[HH[LU�PU�POYLY�.LZHT[OLP[�[YLɈLU��ZVUKLYU�QLKL�LPUaLSUL�
Gebietskörperschaft in diesen Staaten, weil alle Gebietskörperschaften 
Daten zuliefern müssen. 

A\�LPULY�RVTT\UHSLU�(NLUKH�NLO�Y[�H\JO��KHZZ�ILP�KLU�7ÅPJO[LU��KPL�]VU�
europäischen Institutionen direkt oder indirekt an die Kommunen gelegt 
werden, Verfahren gewählt werden, die mit den vielen unterschiedlichen 
Organisationsformen der kommunalen Ebene in den einzelnen Staaten 
umgehen können. Dies ist derzeit nur eingeschränkt der Fall.

Derzeit sind gravierende Änderungen in der europäischen und damit auch 
der nationalen Statistiklandschaft geplant oder in Umsetzung. Hierbei wer-
KLU�]PLSL�Z[HIPSP[p[ZVYPLU[PLY[L�2LUUaPɈLYU�ILaPLO\UNZ^LPZL�>LY[L�UL\�VKLY�
Op\ÄNLY�HINLMYHN[�HSZ�PU�KLY�=LYNHUNLUOLP[��=PLSL��H\Z�:[HIPSP[p[ZNLZPJO[Z-
punkten) potentielle Problemfälle gibt es in deutschen Kommunen nicht, so 
zum Beispiel die exzessive Einforderung der Gewährung von sogenannten 
Handelskrediten (mit verlängerten Zahlungszielen) durch Kommunen. Eu-
rostat wählt in seiner Statistikabfrage allerdings einen Weg, der dazu führt, 
dass auch diejenigen Gebietskörperschaften, die ein unproblematisches 
Verhalten an den Tag legen mit massiven, personalintensiven Berichts-
WÅPJO[LU�ILSLN[�^LYKLU��0T�9HOTLU�LPULY�RVTT\UHSLU�(NLUKH�ZVSS[LU�
die nachfolgenden Kriterien für die europaweiten Statistikanforderungen 
verankert werden, um die Kommunen von unnötigen Aufgaben freizuhal-
ten: So müssen Erhebungen, mit denen unkonventionelle Risikopositionen 
erfragt werden sollen, in einer Form erfolgen, die nur bei denjenigen Ein-
heiten Erhebungssaufwand verursachen, die die zu ermittelnde Risiko- 
position tatsächlich aufweisen. Auch dürfen Kommunen nicht in die Rolle von  

,PU�0UZVS]LUa]LYMHOYLU�ÄUKL[�H\M�KLT�NLZHT[LU�)\UKLZNLIPL[�ILP�2VTT\ULU�
nicht statt. Insolvenzen sind ebenso für Eigenbetriebe und die Sonderver-
mögen der Kommunen ausgeschlossen. In Not geratene Kommunen sind 
durch den kommunalen Finanzausgleich in den Ländern aufzufangen und 
a\�ÄUHUaPLYLU��=VY�KPLZLT�/PU[LYNY\UK�NPI[�LZ�PU�KLY�)\UKLZYLW\ISPR�RLPUL�
Beispiele für die Zahlungsunfähigkeit von Kommunen. Darin unterscheidet 
sich die Situation deutscher Kommunen auch deutlich von Kommunen in 
anderen Ländern. 

Zur Berücksichtigung der kommunal getragenen Sparkassen in Deutsch-
land im Rahmen der Neuregelungen zur Bankenunion unterstreichen wir: 
Deutsche Sparkassen haben gerade durch ihre Kooperation in den Ver-
bundgruppen erheblich zur Stabilisierung des Bankenmarktes sowie zur 
schnellen Erholung der deutschen Wirtschaft nach der Finanzmarktkrise 
beitragen. Das Regionalprinzip der deutschen Sparkassen ist nicht nur 
zur Begrenzung systemischer Risiken, sondern auch zur Förderung der 
YLNPVUHSLU�>PY[ZJOHM[�LPU�IL^pOY[LZ�\UK�LɈLR[P]LZ�0UZ[Y\TLU[��

In der im Wesentlichen auf private Großbanken ausgerichteten derzeitigen 
Ausgestaltung der Vereinbarungen zur Bankenunion werden Institute mit 
regionalem Schwerpunkt, wie die Sparkassen, unverhältnismäßig belastet 
und dadurch in ihrer Geschäftstätigkeit behindert. Regional ausgerichtete 
Kreditinstitute haben durch ihre Kreditvergabe an kleine und mittlere Un-
ternehmen einen wesentlichen Anteil an Stabilisierungserfolgen und Wirt-
schaftswachstum in Europa. Deutschland, wo vor allem Sparkassen diese 
Aufgabe erfüllen, zeichnet sich durch einen besonders stabilen Mittelstand 
und einen sehr guten Zugang zu Finanzdienstleistungen aus.

Diese Besonderheiten sind bei der weiteren Ausgestaltung der Banken-
union zu berücksichtigen und zu würdigen. Dezentrale Strukturen sind ein 
wesentliches Element um Krisen zu bewältigen.
 
Fiskalpakt

Oftmals sind die Kommunen nicht unmittelbarer Adressat der europäischen 
7VSP[PR��ZVUKLYU�SLKPNSPJO�TP[[LSIHY�IL[YVɈLU��(ILY�H\JO�KHUU�T�ZZLU�4L-
thoden gefunden werden, um mit den vielen unterschiedlichen Modellen 
des Staatsaufbaus in den europäischen Ländern und den entsprechend 
vielgestaltigen Ausprägungen auf kommunaler Ebene umzugehen. Ein 
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Verfahren für die Entwicklung und Verwaltung der EPSAS geäußert. Zumal 
das auf kommunaler Ebene in Deutschland praktizierte doppische Haus-
halts- und Rechnungswesen den von der EU-Kommission empfohlenen 
Grundsätzen der Periodengerechtigkeit und der doppelten Buchführung 
bereits entspricht. Ein Wechsel von den derzeitigen gemeindehaushalts-
rechtlichen Regelungen in Deutschland hin zu europäischen Standards 
bei der Rechnungslegung, die sich materiell nicht am Handelsgesetzbuch 
sondern an IPSAS orientieren, wäre jedoch auch für doppisch rechnende 
Kommunen mit hohem nicht nur einmaligem sondern laufendem Aufwand 
verbunden. 

Zudem sind statistische Erhebungen lediglich eine ex post erstellte Zusam-
menfassung und Dokumentation der einzelnen Buchungsvorgänge in der 
Haushaltsbewirtschaftung und können für sich keine allein bestimmende Ord-
nungsfunktion für die Rechnungslegung beanspruchen. Das Rechnungswesen 
dient in erster Linie der Haushaltsplanung, der Haushaltsbewirtschaftung 
und der daraus folgenden Rechenschaftslegung. Stünde die Finanzstatistik 
an erster Stelle, würde sie sich über die geschützte Organisationshoheit 
der einzelnen Mitgliedstaaten und deren Kompetenzbereich hinwegsetzen. 
Europäische Kompetenzen können sich lediglich ausschnittsweise auf die 
Vorschriften des „Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrech-
nungen 1995“ und die Haushaltsüberwachung im Sinne des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes von Maastricht stützen.

Um zu einer valideren Sammlung und Beurteilung statistischer Haushaltsdaten 
H\Z�KLU�4P[NSPLKZ[HH[LU�a\�NLSHUNLU��ILKHYM�LZ�UHJO�\UZLYLY�(\ɈHZZ\UN�
keiner generellen Harmonisierung der Rechnungslegungsvorschriften und 
der Einführung von EPSAS. Für eine Optimierung der makroökonomischen 
Finanzberichterstattung von Eurostat ist es vielmehr zwingend notwendig, die 
<YZHJOLU�M�Y�KPL�+LÄaP[L�PU�KLY�OH\ZOHS[ZWVSP[PZJOLU�lILY^HJO\UN�H\Z�KLU�
einzelnen europäischen Staaten exakt zu eruieren und diese zu eliminieren. 
+PL�/HYTVUPZPLY\UN�KLZ��ɈLU[SPJOLU�9LJOU\UNZ^LZLUZ�PU�KLY�,<�ZVSS[L�
ZPJO�H\M�KPL�,YHYILP[\UN�LPUOLP[SPJOLY�.Y\UKZp[aL��ɈLU[SPJOLY�)\JOM�OY\UN�
beschränken. Ein solcher Ansatz wäre in den bereits über ein doppisches 
Rechnungswesen verfügenden Staaten (einschließlich ihrer Kommunen) mit 
begrenztem zusätzlichem Aufwand umsetzbar. Dazu bedürfte es auch keiner 
komplexen permanenten Governance-Struktur. Bevor es auf EU-Ebene um 
die rein technischen Standards der Rechnungslegung geht, sollte deshalb 
zunächst Konsens zum Zweck und den daraus abgeleiteten Grundsätzen der 

+H[LUILZJOHɈLYU�NLKYpUN[�^LYKLU��)LP�LPULY�,Y^LP[LY\UN�KLY�:[H[PZ[PRWÅPJO-
ten ist zwingend der Nachweis zu erbringen, dass mit einer Erweiterung der 
RVTT\UHSLU�7ÅPJO[LU�H\JO�[H[ZpJOSPJO�LPUL�HUNLTLZZLUL�=LYILZZLY\UN�
der statistischen Grundlagen für Gesetzesfolgenabschätzungen oder die 
(UHS`ZL�\UK�)LVIHJO[\UN�KLY��ɈLU[SPJOLU�/H\ZOHS[L�LYMVSN[��-LYULY�PZ[�ILP�
einer Erweiterung der statischen Anforderungen vorab zu erläutern, wie 
die Weiterverarbeitung der zu meldenden Daten erfolgen soll und welche 
Schlüsse aus den Daten gegebenenfalls gezogen werden können. Als Ent-
ZJOLPK\UNZNY\UKSHNL�ILa�NSPJO�KLY�,Y^LP[LY\UN�Z[H[PZ[PZJOLY�7ÅPJO[LU�PZ[�
immer ein detaillierter Nachweis über die zu erwartende Kostenbelastung 
der Kommunen vorzulegen. 

,\YVWpPZJOL�:[HUKHYKZ�M�Y�KPL��ɈLU[SPJOL�9LJOU\UNZSLN\UN�
(EPSAS)

Kommunale Gebietskörperschaften wären nach den gegenwärtigen Plä-
nen der EU-Kommission von beabsichtigten Harmonisierungsplänen der 
�ɈLU[SPJOLU�9LJOU\UNZSLN\UN�PU�KLU�4P[NSPLKZ[HH[LU�KPYLR[�IL[YVɈLU��+PL�
Einführung der European Public Sector Accounting Standards (EPSAS) in 
den Mitgliedsstaaten wäre mit erheblichem Aufwand für die kommunale 
Ebene verbunden, ohne dass ein unmittelbarer Nutzen ableitbar wäre. Da 
eine EU-Verordnung beabsichtigt ist, würden die Regelungen ohne nationale 
Umsetzung unmittelbar bindendes Recht in den Mitgliedstaaten. Gleichzeitig 
wird eine Einbeziehung der kommunalen Ebene in die Normensetzung von 
der EU-Kommission an keiner Stelle angesprochen oder bestätigt. Es ist 
gegenwärtig zu befürchten, dass kommunale Belange und die zu erwar-
tenden Umstellungskosten für die kommunale Ebene wenig Beachtung bei 
KLY�,<�ÄUKLU��:V�^LYKLU�ZJOVU�QL[a[�KPLZL�2VZ[LU�LOLY�ÉRSLPUNLYLJOUL[¸��
+PL�Q�UNZ[�]VU�7>*�PT�(\M[YHN�KLY�,<�2VTTPZZPVU�]LY�ɈLU[SPJO[L�:[\KPL16 
weist Kosten für deutsche Kommunen von 34 Millionen. bis maximal 204 
Millionen. Euro aus. Der Kostenanteil an den europaweiten Kosten wird 
für deutsche Kommunen mit circa drei Prozent veranschlagt. Nach allen 
in Deutschland vorliegenden Erfahrungen mit der Umstellung des Rech-
nungswesens ist von wesentlich höheren Kosten für deutsche Kommunen 
(circa eine Milliarde Euro) auszugehen.

Vor diesem Hintergrund hat sich der Deutsche Städtetag im Rahmen der 
bisherigen Konsultationen auf EU-Ebene kritisch zu den beabsichtigten 

16� +PL������]LY�ɈLU[SPJO[L�:[\KPL�RHUU�HINLY\MLU�^LYKLU�\U[LY�^^^�W^J�JVT�

http://www.pwc.com/gx/en/psrc/pdf/pwc-implementing-epsas.pdf
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Kulturelle Vielfalt in Europa und seinen Städten:  

Die Städte als Kristallisationspunkt eines Europas 

der Vielfalt 

Kommunale Daseinsvorsorge umfasst seit jeher als integralen Bestandteil 
kommunale Kulturpolitik und rechtfertigt damit die Förderung von Kultur. 
2UHWW�KPL�/pSM[L�HSSLY��ɈLU[SPJOLU�(\ZNHILU�M�Y�KPL�2\S[\Y�PU�+L\[ZJOSHUK�
wird von den Kommunen geleistet. In den Bundesländern übersteigen die 
kommunalen Kulturausgaben die des jeweiligen Landes zum Teil erheblich.

+PL�NY��LYLU�:[pK[L�]LYM�NLU��ILY�LPUL�H\ZKPɈLYLUaPLY[L�R\S[\YLSSL�0UMYHZ[Y\R-
[\Y��KPL�^LZLU[SPJO�K\YJO��ɈLU[SPJOL�2\S[\YLPUYPJO[\UNLU��HILY�H\JO�K\YJO�
freie und private Kultur geprägt wird. Kultur in der Stadt ist somit weitaus 
mehr als Kultur von der Stadt. Die städtischen Kulturangebote strahlen in 
das Umland hinaus und sind vielfach prägend für die ganze Region. Sie 
[YHNLU�^LZLU[SPJO�a\T�7YVÄS�LPULY�:[HK[��a\Y�0KLU[P[p[ZIPSK\UN�\UK�a\T�
interkulturellen Verständnis innerhalb der Stadtgesellschaft bei. Kultur in 
den Gemeinden ist nicht nur von großen Kultureinrichtungen, sondern auch 
von zivilgesellschaftlichem beziehungsweise privatem Engagement geprägt. 
Auch diese Angebote tragen wesentlich zum gemeindlichen Zusammenleben 
bei. Die Kulturwirtschaft wird als eigenständiger Kulturfaktor zunehmend 
anerkannt und als Feld der Kultur- und Wirtschaftspolitik behandelt.

Die kulturelle Infrastruktur und ein attraktives kulturelles Angebot einer Stadt 
und der Region sind ein bedeutender Standortfaktor.17 Kulturförderung ist 
deshalb als strategisches Element der Stadtpolitik und der Stadtentwick-
lung zu verstehen.  

Prioritäre Ziele der EU-Kulturpolitik

Die Europäische Union sollte ihre Arbeit wieder mehr auf den „Europäischen 
Mehrwert“ orientieren, der mit der EU-Kulturpolitik verbunden sein kann. In 
den Förderkriterien für das neue Kulturprogramm fehlt dieser Hinweis. Es 
wird kein Bezug genommen auf Art. 167 des EU-Vertrags. Kreatives Experi-
TLU[PLYLU��R�UZ[SLYPZJOLZ�:JOHɈLU��aP]PSNLZLSSZJOHM[SPJOLZ�,UNHNLTLU[�\UK�

17  Das im November 2013 angenommene Positionspapier „Standortfaktor Kultur“ des Deutschen 
Städtetages kann abgerufen werden unter Fachinformationen, Kultur auf www.staedtetag.de.

�ɈLU[SPJOLU�9LJOU\UNZSLN\UN�LYYLPJO[�^LYKLU��,Z�^pYL�]�SSPN�]LYMLOS[��KHZ�
technische Regelwerk zu formulieren, noch bevor Grundsätze und Prinzipien 
der Rechnungslegung festgelegt sind. So hat sich das Vorsichtsprinzip, 
das dem HGB zugrunde liegt, bewährt. Die Grundsätze ordnungsgemäßer 
Buchführung sind auch hinsichtlich ihrer Auslegung über viele Jahrzehnte 
NLYLPM[��>LYKLU�ZVSJOL�.Y\UKZp[aL�H\MNLNLILU��ZPUK�+H[LU�H\Z�KLY��ɈLU[-
lichen Rechnungslegung zu erwarten, die Anlass zu Fehlinterpretationen 
bieten. Es bestehen daher eher Zweifel, dass IPSAS im Vergleich zum HGB 
zu einer höheren Transparenz gegenüber den Steuerzahlern und zu einer 
besseren Finanzkommunikation mit Investoren führt.

Für eine europaweite abgestimmte Finanzberichterstattung wäre es wün-
schenswert, wenn bei der Umrechnung der einzelnen nationalen statis-
tischen Haushaltsdaten eine Überleitungs-/Kongruenztabelle vorläge, um 
]LYNSLPJOIHYL�(\ZZHNLU�[YLɈLU�a\�R�UULU��+HTP[�ZVSS[LU�THUPW\SPLYIHYL�
Finanzstatistiken künftig vermieden werden. 

http://www.staedtetag.de/fachinformationen/kultur/068445/index.html
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Indirekte Kulturförderung durch variable Mehrwertsteuersätze 

erhalten

+PL�PU�+L\[ZJOSHUK�\UK�HUKLYLU�L\YVWpPZJOLU�:[HH[LU�L_PZ[PLYLUKLU�KPɈL-
renzierten Mehrwertsteuersätze haben sich als ein überaus hilfreiches und 
LɉaPLU[LZ�0UZ[Y\TLU[�KLY�PUKPYLR[LU�2\S[\YM�YKLY\UN�IL^pOY[��/HYTVUPZPL-
rungsbestrebungen auf europäischer Ebene sind wenig hilfreich, weil sie die 
unterschiedliche kulturelle Infrastruktur in den EU-Staaten und in gleichem 
Maße die Fördersysteme nicht hinreichend berücksichtigen können. Insge-
samt geht es um vergleichsweise geringe Umsätze, deren unterschiedliche 
Besteuerung den gemeinsamen Markt in keiner Weise gefährdet. Es mag 
im Interesse einiger Kulturteilmärkte mit oligopolistischen oder annähernd 
monopolistischen Strukturen liegen, hier zu Vereinheitlichungen zu gelan-
gen. Für die Vielfalt der Kultur in Europa, die es zu erhalten gilt, ist dies 
nicht förderlich. 

Zugang zu Kunst und Kultur in digitalen Netzen

Verwaiste Werke sollten leichter zugänglich und das gesamte europäi-
sche, kulturelle Erbe digital für Bildungszwecke barrierefrei zugänglich 
gehalten werden. Wenn die Rechte von Verwertungsgesellschaften durch 
Rechtsvorschriften der EU geändert werden sollen, so müssen europaweit 
transparentere und demokratischere Strukturen vereinbart werden. Bei der 
anstehenden Überarbeitung des Urheberrechts sollte ein fairer Interessen-
ausgleich zwischen allen Beteiligten angestrebt werden. Es darf nicht Ziel 
der EU sein, Monopole auf Provider- und Verwerterseite aufrechtzuerhalten. 

Administrative Hemmnisse beim Kulturaustausch und  

der Kulturförderung beseitigen

Bereits in der letzten Legislaturperiode bestand Einvernehmen im Europäi-
schen Parlament und bei der Kommission, die Mobilität von Künstlerinnen 
und Künstlern in Europa und ins sonstige Ausland zu erleichtern. Nach 
wie vor bestehen aber erhebliche Probleme mit Visabestimmungen, wenn 
Grenzen über den Schengenraum hinaus im Rahmen von Kulturaustauschen 
überschritten werden. Kulturaustausch darf aber nicht an den Schengen-
grenzen haltmachen. 

nachhaltige Entwicklung zu fördern, sind als Ziele der EU-Kulturpolitik immer 
weniger erkennbar. Stattdessen liegen die Schwerpunkte auf Marktorien-
tierung und der Funktion von Kultur innerhalb der „Wertschöpfungskette“. 

Ziel einer wirksamen Kulturpolitik sollte sein, das gemeinsame kulturelle 
,YIL�a\�LYZJOSPL�LU��a\�WÅLNLU��a\�IL^HOYLU�\UK�^LP[LYa\LU[^PJRLSU��+PL�
gemeinsame Geschichte der EU sollte aufgearbeitet und zugänglich ge-
macht werden. Dies kann nur am jeweiligen Kulturort festgemacht, durch 
kulturelle Bildung unterstützt und in Netzwerken wie zum Beispiel der 
Europeana vermittelt werden. 

Die Europäische Kommission hat im Sommer 2014 eine Neuorientierung 
der europäischen Kulturpolitik vorgenommen, die das gemeinsame kul-
turelle Erbe wesentlich höher gewichtet und ein integriertes Konzept für 
das kulturelle Erbe Europas ankündigt.18 Die Zielstellungen werden vom 
Deutschen Städtetag unterstützt.

Kommunale Kulturförderung aus internationalen und  

EU-weiten Freihandelsabkommen ausklammern 

Kulturdienstleistungen sind zwar auch handelbare Ware, aber gleichzeitig 
�ɈLU[SPJOL�.�[LY��KPL�]VU�KLU�.LIPL[ZR�YWLYZJOHM[LU�\UILZJOYpUR[�ILYLP[-
zustellen sind. Auf internationaler Ebene werden derzeit Verhandlungen 
geführt, den Markt für sogenannte kulturelle Dienstleistungen zu liberali-
sieren. Aktuell stehen Verhandlungen zwischen den USA und der EU zum 
Abschluss eines allgemeinen Freihandelsabkommens an. 

Die EU sollte bei diesen Verhandlungen die Position einnehmen, dass die 
traditionell seitens der Länder und vor allem der Kommunen geleistete Kul-
turförderung in Form der Unterhaltung von eigenen Einrichtungen (Theater, 
Museen, Bibliotheken etc.), von Förderungen des zivilgesellschaftlichen und 
ehrenamtlichen Engagements und der Durchführung von eigenen Veranstal-
tungen nicht vom Handelsabkommen umfasst sein soll. Aus kommunaler 
Sicht gilt dies insbesondere für die Kultur als Bestandteil kommunaler 
Daseinsvorsorge. 

18� ������]LY�ɈLU[SPJO[L�KPL�,\YVWpPZJOL�2VTTPZZPVU�KPL�4P[[LPS\UN�É-�Y�LPU�PU[LNYPLY[LZ�2VUaLW[� 
M�Y�KHZ�R\S[\YLSSL�,YIL�,\YVWHZ¸��*64������������ÄUHS��

http://ec.europa.eu/culture/library/publications/2014-heritage-communication_de.pdf
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Städte als Motoren der europäischen Integration, 

Städte als Akteure einer globalen  

nachhaltigen Entwicklung 

Städtepartnerschaften

Die Europäische Union durchzieht ein enges Netz von kommunalen Partner-
schaften. Allein deutsche Kommunen unterhalten 7.133 partnerschaftliche 
Beziehungen zu kommunalen Gebietskörperschaften weltweit. Davon ent-
fallen 6.467 kommunale Partnerschaften auf Europa, wobei hier wiederum 
Frankreich mit 2.304 Partnerschaften das Schwerpunktland in Europa ist.19

Die europäischen Kommunen haben die Europäische Integration von An-
fang an mit begleitet und das Zusammenwachsen in zahlreichen Begeg-
nungsmaßnahmen erfahrbar und erlebbar gemacht. Städtepartnerschaften 
sind europäische Integration von unten. Ihr Wirken ist heute noch genauso 
wichtig wie zu Beginn der europäischen Integration in den fünfziger und 
sechziger Jahren.

Die Europäische Union sollte sich dieses Beitrags der Kommunen und 
ihrer Bürgerinnen und Bürger bewusst sein und das Engagement fördern. 
Das Programm Europa für Bürgerinnen und Bürger, aus dem europäische 
Partnerschaften gefördert werden, hat in den letzten Jahren gravierende 
ÄUHUaPLSSL�,PUZJOUP[[L�LYMHOYLU��+PL�,<�ZL[a[�KHTP[�NLYHKL�PU�ALP[LU��PU�KL-
nen Stimmen und Stimmungen wieder die Oberhand gewinnen, die längst 
überholt geglaubt schienen, das falsche Zeichen. 

Kommunale Entwicklungszusammenarbeit

Kommunen haben eine große Bedeutung beim Aufbau demokratischer, 
selbstverwalteter und damit bürgernaher Strukturen in Entwicklungsländern. 
Ohne die Unterstützung der Städte können die Probleme in der Welt nicht 
gelöst werden. Fast die Hälfte der Weltbevölkerung lebt in städtischen 
Gebieten, bis 2050 wird mit einer Zunahme auf achtzig Prozent gerechnet. 
Städte aus Industrieländern können Städten aus Entwicklungsländern als 

19  Alle Zahlen sind Stand Februar 2015, eine Liste der deutschen kommunalen Partnerschaften ist 
auf der Internetpräsenz des RGRE einsehbar.

Für Künstlerinnen und Künstler, aber auch für die kulturell interessierte 
Zivilgesellschaft bestehen nach wie vor erhebliche Hürden, mangelnde 
Transparenz und Unübersichtlichkeit hinsichtlich der Verfügbarkeit von 
europäischen Förderprogrammen. Die Bürokratie ist erheblich. Die Regula-
rien zum neuen EU-Kulturförderprogramm 2014 bis 2020 beseitigen diese 
Hindernisse nicht, denn institutionelle Förderungen werden zugunsten von 
Projektförderungen gekürzt. Es entsteht mehr Bürokratie. Die nationalen 
2VU[HR[Z[LSSLU�KLY�2\S[\YM�YKLY\UN�ZPUK�\U[LYÄUHUaPLY[�\UK�R�UULU�POY�
breites Informations- und Beratungsangebot nicht ausbauen, sondern 
müssen es sogar einschränken. Notwendig wäre aber eine Erweiterung 
der Leistungen der Kontaktstellen in Richtung Erstberatung zur Kulturför-
derung in Strukturfonds, gegebenenfalls auch weiteren Programmen, die 
Kulturbezüge haben.

http://www.rgre.de/partnerschaften.html
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2015 verabschiedet wurden, auch Veränderungen im Norden mit ein. Für 
eine gerechte Welt sind nachhaltige Veränderungen wie zum Beispiel die 
Senkung von CO2-Emissionen oder Bewusstseinsänderungen insbesondere 
in den Industriestaaten erforderlich. 

Die Kommission sollte weitere neue und innovative Fördermöglichkeiten für 
Kommunen und ihre Verbände zur Verfügung stellen. Dabei sollen insbeson-
dere bestehende Hürden wie komplizierte Antragsverfahren entbürokratisiert 
werden. Kommunen sollen verbesserte Möglichkeiten haben, synergetisch 
mit der EU und anderen staatlichen Ebenen in der EU zusammenzuarbeiten. 
Weiter sollte die EU im Zuge eines Multi-Akteur-Ansatzes kommunales Wissen 
systematisch in die EZ einbeziehen, beispielsweise in Zusammenarbeit mit 
EU-Delegationen im Süden. Es bedarf eines kohärenten Politikansatzes, der 
nicht nur sektorübergreifend ist, sondern auch die verschiedenen Ebenen 
wie EU, Nationalstaaten und Kommunen systematisch vernetzt.

2VVWLYH[PVUZWHY[ULY�OLSMLU��ILPZWPLSSVZL�KLTVNYHÄZJOL�=LYZJOPLI\UNLU�a\�
bewältigen. Auch der Kampf gegen die negativen Auswirkungen des Klima-
wandels kann nur in den Städten gewonnen werden. Auch die Europäische 
Union nimmt die kommunale Entwicklungszusammenarbeit mehr und mehr 
in den Blick. Zuletzt hatte sich der Rat „Auswärtige Angelegenheiten“, in dem 
die Außenminister der EU-Mitgliedstaaten zusammenkommen, im Rahmen 
seiner Tagung am 22. Juli 2013 in Brüssel mit der Rolle der Kommunen in 
der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) befasst. In den Schlussfolgerungen 
des Rates zur kommunalen Entwicklungszusammenarbeit (KEZ) heißt es, 
KHZZ�2VTT\ULU�LPULU�ZPNUPÄRHU[LU�)LP[YHN�SLPZ[LU��\T�(YT\[�a\�YLK\aPLYLU�
und um Menschenrechte, Demokratie und gute Regierungsführung sowie 
nachhaltige Entwicklung auf kommunaler Ebene in den Partnerländern zu 
fördern. Eine weitere wichtige Aufgabe der Kommunen in der KEZ ist die 
Daseinsvorsorge. 

Insgesamt gibt es einen Trend zu mehr Dezentralisierung in der Einen Welt. 
So werden nach dem Subsidiaritätsprinzip vermehrt Aufgaben auf die lo-
kale Ebene übertragen. Damit Kommunen diese Aufgaben erfüllen können, 
ILU�[PNLU�ZPL�:LSIZ[ILZ[PTT\UNZYLJO[L�\UK�HKpX\H[L�ÄUHUaPLSSL�4P[[LS�
(Konnexität). Insbesondere deutsche Kommunen, die über entsprechen-
de legale Instrumente verfügen, um dem Prinzip der Konnexität Geltung 
a\�]LYZJOHɈLU��RVTT[�LPUL�^PJO[PNL�)LYH[\UNZYVSSL�M�Y�2VTT\ULU�KLZ�
Globalen Südens zu, die oftmals als „Durchführungsorgane des Staates“ 
agieren. Aber auch Kommunen des Nordens lernen aus dem Süden. So sind 
im Süden innovative Lösungen zur Bewältigung innerstädtischer Probleme 
gefunden worden, die im Norden ihresgleichen suchen.

Ein weiteres Alleinstellungsmerkmal der Kommunen ist die kommunale 
Facharbeit, die langfristig und nachhaltig in den Stadtverwaltungen erbracht 
wird. Dabei tragen Fachleute aus Kommunen ihr Wissen in alle Regionen 
der Welt und sie kooperieren auf Augenhöhe mit ihren internationalen Fach-
kollegen. Die Projekte umfassen verschiedene Sachgebiete, vom Umwelt- 
und Klimaschutz und der Daseinsvorsorge, über Stadt- und Raumplanung 
bis hin zur Sozialplanung. Dieser sogenannte „Kollegen-Ansatz“ ist sehr 
erfolgreich. Er basiert auf Vertrauen, ist oft in städtische Projektbeziehungen 
eingebettet und besticht durch Nachhaltigkeit. So bestehen die Kontakte 
a^PZJOLU�2VSSLNLU�Op\ÄN�^LP[LY��H\JO�^LUU�KHZ�7YVQLR[�HINLZJOSVZZLU�
ist. EZ meint nicht nur Veränderungen im globalen Süden, sondern schließt 
nach einem neuen Verständnis der „Sustainable Development Goals“, die 

Die urbane Agenda des Deutschen Städtetages für Europa wurde gebilligt 
vom Präsidium des Deutschen Städtetages am 22. September 2015 in Neuss.



Der Deutsche Städtetag – die Stimme der Städte

Der Deutsche Städtetag ist die Stimme der Städte – als kommunaler Spit-
zenverband der kreisfreien sowie der meisten kreisangehörigen Städte in 
Deutschland. Als Solidargemeinschaft der Städte vertritt er die Idee der 
kommunalen Selbstverwaltung gegenüber Bund, Ländern, Europäischer 
Union, staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen und Verbänden. Seine 
Arbeit und Dienstleistungen orientiert der deutsche Städtetag vor allem an 
den Anforderungen und Interessen der unmittelbaren Mitgliedsstädte sowie 
ihrer Bürgerinnen und Bürger.

Im Deutschen Städtetag – dem größten kommunalen Spitzenverband – 
haben sich rund 3.400 Städte und Gemeinden mit mehr als 51 Millionen 
Einwohnern zusammengeschlossen. 198 Städte sind unmittelbare Mitglie-
der, darunter alle kreisfreien Städte, einschließlich der Stadtstaaten Berlin, 
Hamburg und Bremen.

Aufgaben

• Der Deutsche Städtetag vertritt aktiv die kommunale Selbstverwaltung. 
Er nimmt die Interessen der Städte gegenüber Bundesregierung, Bun-
destag, Bundesrat, Europäischer Union und zahlreichen Organisationen 
wahr. 

• Der Deutsche Städtetag berät seine Mitgliedsstädte und informiert  
sie über alle kommunal bedeutsamen Vorgänge und Entwicklungen. 

• Der Deutsche Städtetag stellt den Erfahrungsaustausch zwischen seinen 
Mitgliedern her und fördert ihn in zahlreichen Gremien. 

Zentrale Ziele des Verbandes

Die Städte müssen handlungsfähig bleiben, denn sie erbringen einen Groß-
[LPS�KLY��ɈLU[SPJOLU�3LPZ[\UNLU�M�Y�KPL�)�YNLYPUULU�\UK�)�YNLY��<T�OPLYILP�
wachsenden Herausforderungen gerecht zu werden, sollten Bund und Länder 
die Städte als Partner begreifen. Für neue Aufgaben der Kommunen muss 
die Finanzierung gesichert sein.



Deutscher Städtetag
Berlin und Köln, 2016

www.staedtetag.de
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